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Die Liste der Mythen, die sich um die gesetzliche Rente ranken, 
ist ebenso lang wie widersprüchlich: Die Verantwortung für das 
sinkende Rentenniveau, so heißt es, trage die Babyboomer-Gene-
ration. Die Deutschen würden zu wenig arbeiten, meint dagegen 
Bundeskanzler Friedrich Merz. CDU-Politiker Jens Spahn behaup-
tet, wir würden zu lange leben, deshalb sei es alternativlos, den 
Renteneintritt noch weiter nach hinten zu verschieben. Die Kosten 
für die Rente würden explodieren, warnen unternehmerfreundli-
che Wirtschaftsinstitute. Gleichzeitig sagt die Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Ängste vor Alters
armut seien unbegründet. Die von der Regierung eingesetzte Ren-
tenkommission legte umfangreiche Kürzungsvorschläge für die 
Rente vor, und die Bundesarbeitsministerin behauptet, wenn man 
diese umsetze, würde es allen besser gehen. Die vorgeschlage-
ne Kapitalrente bringe Traumrenditen, mit denen man quasi im 
Schlaf zu Vermögen käme, so Wirtschaftsexpert*innen. 

Das vorliegende Heft setzt dieser Märchenstunde ein Ende. Die 
Analyse zeigt, dass die gesetzliche Rente seit Jahrzehnten nach ei-
nem genialen System funktioniert: Die eingezahlten Beiträge wer-
den direkt an die Rentner*innen weitergegeben – ohne den Umweg 
über eine Bank. Allen Unkenrufen zum Trotz sind die Beitragssätze 
und der Bundeszuschuss zur Rente stabil. Das Problem ist nicht die 
Demografie, sondern die ungerechte Finanzierung der Renten. 

Zu den tatsächlichen Problemen der Rente gehört, dass hierzulan-
de mehr gearbeitet wird als je zuvor und die Kaufkraft der Renten 
trotzdem sinkt. Die steigende Altersarmut gehört zu den Heraus-
forderungen, die angegangen werden müssen.

Es gibt viele gute Vorschläge, wie eine auskömmliche Rente für 
alle nachhaltig gesichert werden kann: durch die Beteiligung auch 
höherer Einkommen an der gesetzlichen Rentenversicherung, 
durch eine stärkere Besteuerung sehr hoher Einkommen und Ver-
mögen sowie durch eine Solidarische Mindestrente.

Hinter der tagtäglichen Angstmache, die gesetzliche Rente sei am 
Ende, steckt keine Sorge um die Rentner*innen, sondern die Lob-
by der Arbeitgeberverbände, die die Sozialversicherungsbeiträge 
drücken wollen, und der Finanzbranche, die an der staatlich geför-
derten privaten Vorsorge kräftig verdient. 



INHALT
1 �
1	 «Die Kosten der gesetzlichen Rente explodieren»� 2

2	 �«Das Rentensystem wird immer stärker aus dem  
Bundeshaushalt subventioniert» � 8

3	 «Die Jungen zahlen nur noch für die Alten»� 13

4	� «Rentner*innen sind heute so reich wie nie»� 18

5	� «Die Vorschläge der Rentenkommission der Regierung  
sind sozial ausgewogen»� 23

6	� «Wir müssen alle mehr und länger arbeiten»� 29

7	� «Die Kapitalrente kann das System retten»� 37

8	 «Gutes Leben im Alter geht nur mit privater Vorsorge»� 44



2

1 

«DIE KOSTEN DER GESETZLICHEN RENTE 
EXPLODIEREN»

«Das ist alles keine Bösartigkeit von mir oder von der 
Bundesregierung. Das ist Demografie und Mathematik, 
und es übersteigt ganz einfach die Kräfte von zwei 
Beitragszahlern, wenn sie in Zukunft eine Person in der 
Rente finanzieren sollen.»
Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) auf dem Bundeskongress  
des Deutschen Gewerkschaftsbunds in Berlin, Mai 20261 

Wie wird argumentiert?
Aufgrund der Veränderung der Altersstruktur der Gesellschaft 
sei die zukünftige Finanzierung der Rente nicht ausreichend ge-
sichert. Dies sei insbesondere dann der Fall, wenn die zwischen 
1962 und 1967 Geborenen, die sogenannten geburtenstarken 
Jahrgänge, in den kommenden Jahren in Rente gehen. Wäh-
rend 1957 etwa 373 Beitragszahlende 100 Rentner*innen ge-
genüberstanden, waren es 2023 nur noch rund 220. Da seit den 
1970er-Jahren die Geburtenrate sinkt und zugleich die Lebens-
erwartung ansteigt, wird immer wieder davor gewarnt, dass zu 
wenige Menschen arbeiten, um die Rente zu finanzieren.

Was ist dran?
Das ist falsch. Die Beitragssätze, der Bundeszuschuss und die 
Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) sind im 
Verhältnis zur wirtschaftlichen Gesamtleistung seit Jahrzehn-
ten gleichbleibend stabil.

Die Renten werden zu drei Vierteln aus den Rentenbeiträgen 
finanziert und zu einem Viertel durch einen Bundeszuschuss  
(  Mythos 2). Der aktuelle Beitragssatz zur Rentenversiche-
rung liegt bei 18,6 Prozent. Die Beiträge zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung werden in Deutschland paritätisch finanziert. 
Das bedeutet, dass Arbeitnehmende und Arbeitgebende die 
Kosten für die Rentenbeiträge jeweils zur Hälfte tragen.

Abhängig Beschäftigte zahlen 9,3 Prozent ihres Bruttoein-
kommens in die Rentenkasse ein. Dieser Betrag wird direkt 
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vom Lohn an die gesetzliche Rentenversicherung abgeführt. 
Bei einem Bruttoeinkommen von 3.500 Euro sind das zurzeit 
325,50 Euro. Die andere Hälfte des Beitrags wird von der Ar-
beitgeberseite abgeführt. Letztendlich ist aber auch dieser Bei-
tragsteil von der Arbeitnehmerseite erwirtschaftet. Arbeitneh-
mende zahlen also jahrzehntelang einen Teil ihres Gehalts in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein. Im Gegenzug haben sie ei-
nen verfassungsrechtlich geschützten Anspruch auf Rente im 
Alter. 

Abbildung 1: Entwicklung der Rentenbeiträge (1970–2025)

Quelle: Statista: Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland von 1970 
bis 2025, 16.1.2025, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/408497/umfrage/
beitragssatz-zur-rentenversicherung-in-deutschland/

Wie Abbildung 1 zeigt, lagen die Beitragssätze 1990 bei 18,7 Pro-
zent, dann stiegen sie an: im Jahr 2000 auf 19,3 Prozent, 2010 
auf 19,9 Prozent; seit 2020 liegt der Beitragssatz konstant bei 
18,6 Prozent. Die Beitragssätze sind also gesunken und nicht ge-
stiegen. 

Die gesetzliche Rente ist das größte soziale Sicherungssystem 
in Deutschland und ein wesentlicher Pfeiler des Sozialstaats. 
Die gesetzliche Rentenversicherung funktioniert nach einem 
Umlageverfahren: Die aktuellen Einnahmen aus den Renten-
beiträgen werden direkt an die Rentner*innen weitergegeben. 
Die Beiträge von Versicherten und Unternehmen werden also 
für die laufenden Rentenzahlungen verwendet. 
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Das Umlageverfahren ist ein bewährtes System. Im Gegensatz 
zur privaten Vorsorge funktioniert dieses System ohne Banken. 
Es ist transparent, verursacht nur geringe Verwaltungskosten 
und birgt keine Risiken (  Mythos 8). 

«Der Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, ist mit dem, was 
wir volkswirtschaftlich leisten, nicht mehr finanzierbar», meint 
Bundeskanzler Friedrich Merz.2 Diese Behauptung lässt sich 
nicht mit Zahlen belegen. Die Sozialausgaben sind keineswegs 
explodiert. Sie sind zwischen 2009 und 2019 im gleichen Ver-
hältnis angestiegen wie die wirtschaftliche Gesamtleistung, 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP). Mehr noch: Im Ver-
gleich zur Wirtschaftsleistung sind die Ausgaben für die Ren-
te in den vergangenen 20 Jahren sogar zurückgegangen: von 
10,4 Prozent auf 9,4 Prozent des BIP. 

Trotz eines größer werdenden Anteils Älterer an der Bevölke-
rung und einer steigenden Anzahl an Rentner*innen ist also 
der Aufwand für die gesetzlichen Renten im Verhältnis zur wirt-
schaftlichen Gesamtleistung gleich geblieben. Von Explodieren 
kann also keine Rede sein. Naheliegend ist vielmehr die Frage: 
Warum sind die Renten eigentlich nicht höher?

Bis Ende der 1980er-Jahre kam der wirtschaftliche Fortschritt 
bei der breiten Bevölkerung an. Löhne und Renten wuchsen pa-
rallel zur Pro-Kopf-Produktion. Heute verfügen viele Beschäf-
tigte in den unteren Einkommensgruppen über weniger Kauf-
kraft als vor 40 Jahren. Verantwortlich dafür sind verschiedene 
Arbeitsmarkt- und Rentenreformen. Der Arbeitsmarkt wurde 
dereguliert, sodass die Löhne für einen Teil der Beschäftigten 
drastisch an Kaufkraft verloren haben. Insgesamt sind weder 
die Löhne noch die Renten im gleichen Maß gestiegen wie das 
Wirtschaftswachstum (  Abbildung 2). 

Das Rentenniveau beschreibt das Verhältnis zwischen Stan-
dardrente und Durchschnittsverdienst. Viele Jahrzehnte galt 
in Deutschland das politische Ziel, dass die Rente den Lebens-
standard im Alter sichern soll. Als lebensstandardsichernd gilt 
ein Nettorentenniveau von 53 Prozent. 1990 lag das Renten-
niveau bei 55 Prozent, heute sind es nur noch 48 Prozent. Das 
Rentenniveau ist also gesunken.
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Die rot-grüne Bundesregierung unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD) gab 2001 das rentenpolitische Ziel einer den Le-
bensstandard sichernden Rente auf. Schröder wollte die Lohn-
nebenkosten für die Unternehmen senken. Der Grund für die 
Rentenabsenkung war also nicht der demografische Wandel, 
sondern eine politisch gewollte Umverteilung von den Lohn-
empfangenden zu den Arbeitgebenden. 

Die Unternehmen in Deutschland klagen naturgemäß über die 
hohen Lohnnebenkosten. Bei den Rentenbeiträgen kommen 
sie im europäischen Vergleich jedoch gut weg, denn in unse-
ren Nachbarländern ist das Rentenniveau teilweise erheblich 
höher: In Frankreich beispielsweise liegt es bei 70 Prozent, in 
Österreich sogar bei 87 Prozent der Nettolöhne. Diese Länder 
haben – trotz ähnlicher demografischer Veränderungen – eine 
politische Entscheidung für eine bessere Rente getroffen.

Abbildung 2: Entwicklung von Löhnen, Renten und Brutto-
inlandsprodukt (BIP) im Vergleich (1970–2025)

Anmerkung: Die Standardrente oder Eckrente ist eine fiktive Vergleichsrente, berechnet für 
eine versicherte Person, die 45 Jahre Vollzeit gearbeitet und exakt den Durchschnittsbrutto-
lohn aller Versicherten erhalten hat. 
Quelle: Höfgen, Maurice/Paetz, Michael: Zu viele Rentner, zu wenig Kinder? Nein, zu viel Un-
gleichheit!, Blog «Geld für die Welt», 27.11.2025, www.geldfuerdiewelt.de/p/zu-viele-rentner-
zu-wenig-kinder?utm_source=publication-search

1970 1980 1990 2000 2010 2020

  BIP pro Kopf      Brutto-Jahreseinkommen      Brutto-Standardrente

5.945 Euro

6.672 Euro

3.376 Euro 

53.516 Euro

50.493 Euro

19.350 Euro

http://www.geldfuerdiewelt.de/p/zu-viele-rentner-zu-wenig-kinder?utm_source=publication-search
http://www.geldfuerdiewelt.de/p/zu-viele-rentner-zu-wenig-kinder?utm_source=publication-search
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Fazit
Allen Schlagzeilen von explodierenden Rentenkosten zum 
Trotz zeigt ein nüchterner Blick auf die Zahlen: Die Kosten für 
die Renten sind seit Jahrzehnten stabil. Sorgen machen muss 
hingegen das gesunkene Rentenniveau. Arbeitnehmer*innen 
besitzen einen Anspruch auf die Rente, den sie durch ihre Ren-
tenbeiträge aus jahrzehntelanger Arbeit erworben haben. Es 
ist eine Verhöhnung aller Menschen, die durch ihre Arbeit das 
Land am Laufen halten und gehalten haben, ihren Anspruch 
durch das Heraufbeschwören einer Kostenexplosion zu dele-
gitimieren. 

Das Ziel der Altersvorsorge muss wieder die Sicherung des Le-
bensstandards sein. Gewerkschaften und Sozialverbände hal-
ten eine Erhöhung des Rentenniveaus auf 53 Prozent für ge-
recht, sinnvoll und bezahlbar.
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«DAS RENTENSYSTEM WIRD IMMER 
STÄRKER AUS DEM BUNDESHAUSHALT 
SUBVENTIONIERT» 

«Die Rentenversicherung [wird] auch mit Steuermitteln 
bezuschusst. Sie decken rund 30 Prozent der Ausgaben 
und machen mehr als ein Viertel des Bundeshaushalts aus. 
Doch die geburtenstarken Jahrgänge kommen jetzt erst 
ins Rentenalter.» 
Deutschlandfunk, April 20263 

Wie wird argumentiert?
Der Bundeszuschuss zur gesetzlichen Rentenversicherung stei-
ge stetig an. Im Jahr 2026 belaufe er sich auf 127,8 Milliarden 
Euro. Das mache ein Viertel des Bundeshaushalts aus. Durch 
den demografischen Wandel sei ein erhöhter Finanzierungs-
bedarf des Rentensystems zu erwarten. Diese hohen Zuschüs-
se würden einen großen Teil der Steuereinnahmen binden und 
den Spielraum für Zukunftsinvestitionen etwa in Bildung oder 
Infrastruktur verringern.

Was ist dran?
Die gesetzliche Rentenversicherung wird nicht subventioniert. 
Sie ist ein gut funktionierendes System, das aus eigener Kraft 
die Renten finanziert. Der Bundeszuschuss deckt vor allem zu-
sätzliche, nicht beitragsgedeckte sozialstaatliche Aufgaben, 
die der gesetzlichen Rentenversicherung vom Bund übertragen 
wurden. Der Bundeszuschuss von 25 bis 30 Prozent ist politisch 
festgelegt und stabil.

Das System der gesetzlichen Rentenversicherung wurde 1957 
in Westdeutschland eingeführt. Es war eine politische Entschei-
dung, die Rente durch einen Mix aus Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberbeiträgen und einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt 
zu finanzieren. Die Höhe dieses Zuschusses ist in der Sozial-
gesetzgebung geregelt. Mit den Bundesmitteln werden nicht 
einfach die Finanzen der Rentenversicherung aufgebessert. 
Vielmehr dienen sie der Finanzierung sogenannter nicht bei-
tragsgedeckter Leistungen. Das sind soziale Leistungen, für die 
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keine entsprechenden Beiträge an die gesetzliche Rentenversi-
cherung eingezahlt wurden. Der Staat nutzt in diesen Fällen die 
Rentenkasse als Instrument des sozialpolitischen Ausgleichs, 
um Personen in bestimmten Lebenssituationen zu unterstüt-
zen. Damit soll sichergestellt werden, dass gesamtgesellschaft-
liche Aufgaben der Rentenversicherung von der Allgemeinheit 
getragen werden. Nicht beitragsgedeckte Leistungen – manch-
mal auch «beitragsfremde Leistungen» genannt – sind insbe-
sondere:

– � Anrechnung von Kindererziehungszeiten für Geburten vor 
1992 (die sogenannte Mütterrente) 

– � Angleichung der Rentenwerte in Ostdeutschland
– � Anrechnungszeiten bei Ausbildungs- oder Krankheitszeiten
– � Altersrenten vor der Regelaltersgrenze ohne volle Abschläge
– � Grundrentenzuschlag

Wenn durch den Gesetzgeber neue Leistungen – wie beispiels-
weise der Grundrentenzuschlag oder die sogenannte Mütter-
rente – beschlossen werden, die nicht durch Rentenbeiträge 
gedeckt sind, belasten sie die Rentenkasse zusätzlich. Werden 
gleichzeitig die Bundeszuschüsse gekürzt, müssen die Bei-
tragszahlenden die entstandene Lücke ausgleichen. Das kann 
zu Rentenkürzungen oder zu einem stärkeren Anstieg der Bei-
tragssätze führen. Wiederholt hat die Bundesregierung aus 
haushaltspolitischen Gründen ihre Finanzierungszusagen nicht 
eingehalten. Dies weckt Zweifel an der langfristigen Verläss-
lichkeit ähnlicher Finanzierungszusagen der Politik.

Die Höhe der nicht beitragsgedeckten Leistungen wurde von 
der Deutschen Rentenversicherung Bund für die Jahre 2017, 
2020 und 2023 geschätzt. Dabei wurde jeweils ein großes De-
fizit gegenüber den Bundeszuschüssen ermittelt. Im Jahr 2023 
beliefen sich die nicht beitragsgedeckten Leistungen auf rund 
124 Milliarden Euro. Im Vergleich dazu lagen die Bundeszu-
schüsse nur bei etwa 84 Milliarden Euro. Um die nicht beitrags-
gedeckten Leistungen der Rentenversicherung sachgerecht zu 
finanzieren, hätten die Bundeszuschüsse im Jahr 2023 dem-
nach um rund 40 Milliarden Euro höher ausfallen müssen.
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Der Rentenexperte Otto Teufel hat sich die Mühe gemacht, alle 
seit 1957 aufgelaufenen nicht beitragsgedeckten Leistungen, 
die nicht durch Bundesmittel gedeckt wurden, zu addieren. Er 
kommt auf den gewaltigen Fehlbetrag von einer Billion Euro.4

Politiker*innen und sogenannte Wirtschaftsweise erwecken 
bisweilen den Eindruck, der Staat versorge die Rentner*innen 
(zu) großzügig. So kritisiert zum Beispiel die Wirtschaftsweise 
Veronika Grimm, dass in den vergangenen Jahren «viele Ren-
tengeschenke» verteilt worden seien.5 Nicht zuletzt deshalb 
sei der Bundeszuschuss zur Rentenversicherung angestiegen. 
Jetzt stehe der Renteneintritt der Babyboomer-Generation be-
vor. Das Renteneintrittsalter müsse an die Lebenserwartung 
angepasst werden, fordert Grimm. Mit dieser Argumentation 
ist Grimm nicht allein, regelmäßig werden unvorstellbar große 
Zahl genannt, um unverhältnismäßig gestiegene Ausgaben zu 
suggerieren und damit die Forderung nach Rentenkürzungen 
zu begründen. 

Ja, es stimmt, in absoluten Zahlen ist der Bundeszuschuss ge-
stiegen. Aber alle Ausgaben – und alle Einnahmen! – sind zwi-
schen 2003 und 2021 immens angewachsen. Das Bruttoinlands-
produkt (BIP) stieg zwischen 2003 und 2021 von rund 2.030 auf 
etwa 3.682 Milliarden Euro. Dies entspricht einem prozentualen 
Zuwachs von rund 81 Prozent, vergleichbar mit dem Anstieg des 
Zuschusses an die Rentenversicherung. Der Bundeszuschuss 
ist zwar nominal (im Zahlenwert) gestiegen, der Prozentsatz des 
Zuschusses im Verhältnis zu den Rentengesamtausgaben sowie 
dem BIP ist aber in etwa gleich geblieben.

Anfang der 2000er-Jahre machte der Rentenzuschuss noch 
rund 30 Prozent des Bundeshaushalts aus, heute sind es nur 
noch 24 Prozent. Der Anteil am Haushalt ist also gesunken und 
seit 2010 gleichbleibend stabil. In den kommenden Jahren wird 
der Anteil der Bundesmittel am Bundeshaushalt voraussicht-
lich auf ein ähnliches Niveau steigen wie zu Beginn des Jahrtau-
sends – trotz des Renteneintritts der geburtenstarken Jahrgän-
ge. Auch ohne die Bundeszuschüsse wäre die Rente übrigens 
noch immer ein «lohnendes Geschäft» für die Beitragszahlen-
den, das zusätzlich Hinterbliebene und Erwerbsgeminderte ab-
sichert, selbst bei einem leicht erhöhten Beitragssatz. 
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Immer wieder wird skandalisiert, dass ein Viertel des Bundes-
haushalts für die Rentenversicherung ausgegeben wird. Aber 
weit höher sind die Ausgaben fürs Militär. Der Haushaltsent-
wurf der Bundesregierung für 2027 sieht eine nie dagewesene 
Ausweitung der Militärausgaben vor. Nahezu jeder dritte Euro 
fließt in die Rüstung. Die Bundesrepublik mobilisiert einen gro-
ßen Teil ihrer finanziellen Ressourcen für die Aufrüstung. In den 
kommenden vier Jahren sollen demnach 607 Milliarden Euro 
in die Verteidigung investiert werden. Allein im Jahr 2030 wür-
den die Militärausgaben auf 183 Milliarden Euro steigen, das 
sind annähernd 30 Prozent des gesamten Haushaltsvolumens 
(635 Milliarden Euro).

Während der Verteidigungsetat explosionsartig anwächst, lau-
fen die Einnahmen und Ausgaben der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in geordneten, voraussehbaren Bahnen. 

Fazit
Das umlagefinanzierte Rentensystem kann sich sehr wohl aus 
eigener Kraft tragen. Mit den Bundeszuschüssen werden – an-
ders als oft behauptet – nicht einfach die Finanzen der Renten-
versicherung aufgebessert. Sie gleichen auch kein Defizit in 
der Rentenkasse aus, sondern erfüllen sozialpolitische Aufga-
ben. Wer sich fragt, warum in einem wohlhabenden Land wie 
Deutschland kein Geld für die Renten da ist, muss nur einen 
Blick auf die sprunghaft gestiegenen Rüstungsausgaben und 
auf die seit Jahrzehnten schier unaufhaltsam steigenden Ein-
kommen der Reichen und Superreichen werfen, um zu verste-
hen, wo das Geld geblieben ist.
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«DIE JUNGEN ZAHLEN NUR NOCH  
FÜR DIE ALTEN»

«In den Sechzigerjahren versorgten sechs Beitragszahler 
eine Rentnerin oder einen Rentner. Bald sind es nur noch 
zwei. Wieso sollten ausschließlich die Jungen für diese 
Lebensentscheidungen der Babyboomer geradestehen? 
Die Boomer selbst verweigern sich seit 20 Jahren dieser 
Verantwortung.» 
Marcel Fratzscher, Präsident des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), August 20256

Wie wird argumentiert?
Erstens: Dem umlagefinanzierten Rentensystem drohe eine 
Schieflage, da die Zahl der Beitragszahlenden abnehme und die 
Zahl der Rentner*innen weiter zunehme. 

Zweitens: Die Generation der sogenannten Babyboomer habe 
ein demografisches Problem verursacht. Dafür sei sie zur Ver-
antwortung zu ziehen.

Was ist dran?
Die erste Aussage stimmt: Der demografische Wandel schafft 
politische Herausforderungen. Die zweite Aussage ist hinge-
gen reine Stimmungsmache. Worin soll denn die Schuld der 
Babyboomer, also der Generation, die zwischen 1962 und 1967 
geboren wurde, bestehen? Dass sie in dieser Zeit geboren wur-
den? Das war nicht ihre Entscheidung, sondern die ihrer Eltern. 
Dass sie nicht genug Nachwuchs hervorgebracht haben? Die 
Weltbevölkerung hat sich seit den 1960er-Jahren mehr als ver-
doppelt. Auch in Deutschland wuchs die Bevölkerung von etwa 
78 Millionen auf rund 84 Millionen Menschen an. 

Das Kernproblem ist nicht ein «Generationenkonflikt», wie er 
von Politiker*innen und sogenannten Expert*innen herbeigere-
det wird, sondern ist eine Frage der Verteilung. Die sozioökono-
mischen Brüche verlaufen innerhalb der Generationen: In allen 
Generationen gibt es riesige Unterschiede bei den Gehältern 
und Vermögen. Die Herausforderung liegt nicht darin, dass es 
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zu viele Rentner*innen und zu wenig Kinder gibt. Das Problem 
ist die ungerechte Verteilung des Wohlstands. Wenige werden 
von der in diesem Land geleisteten Arbeit reich, und viele blei-
ben trotz Arbeit arm. 

Im Übrigen ist für die Finanzierung der Rente nicht das Verhält-
nis von Jungen zu Alten ausschlaggebend, sondern das von 
Beitragszahlenden zu Rentenempfänger*innen. Wesentliche 
Rechengröße, um die finanzielle Stabilität der umlagefinan-
zierten Renten zu bewerten, ist laut Statistischem Bundesamt 
der Rentnerquotient. Er bildet das Verhältnis von Beitragszah-
lenden zu Rentenbeziehenden ab. Auch wenn regelmäßig vor 
einer «Rentnerschwemme» gewarnt wird, liegt dieser Rent-
nerquotient seit 30 Jahren konstant zwischen 2,1 und 2,2. Zu-
wanderung und vermehrte Berufstätigkeit von Frauen und Äl-
teren gleichen den Geburtenrückgang aus. Das Hantieren mit 
Geburtenraten und Überalterungsdiagnosen setzt am falschen 
Punkt an, hetzt Generationen gegeneinander auf und löst kein 
einziges Problem.

Zu den rentenpolitischen Mythen gehört auch die Warnung vor 
einer steigenden Lebenserwartung. Es stimmt, dass die Le-
benserwartung lange Zeit kontinuierlich anstieg. Wie eine An-
frage der rentenpolitischen Sprecherin der Fraktion Die Linke 
im Bundestag, Sarah Vollath, ergab, stagniert die Lebenserwar-
tung in Deutschland aber seit etwa 15 Jahren.7 

«Wir müssen in diesem Land wieder mehr und vor allem effi-
zienter arbeiten», gehört zu den Mantras, die Bundeskanzler 
Friedrich Merz ständig wiederholt. Er behauptet, «wir» wür-
den heute weniger arbeiten als früher, aber das ist schlichtweg 
falsch. Der Anteil der 15- bis 64-Jährigen am Erwerbsleben wird 
in der Erwerbstätigenquote abgebildet. Diese ist im histori-
schen Vergleich auf einem Höchststand. Sie stieg von 67,8 Pro-
zent im Jahr 1991 auf 77,5 Prozent im Jahr 2024 an. Dies ist 
zum einen auf eine erheblich gestiegene weibliche Erwerbsbe-
teiligung zurückzuführen. 1991 waren es noch 57 Prozent der 
Frauen, die arbeiteten, bis 2024 stiegt ihr Anteil auf 74 Prozent 
an. Zum anderen resultiert der Anstieg aus der längeren Le-
bensarbeitszeit älterer Menschen.
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Und auch im Hinblick auf die Arbeitsstunden wird heutzutage 
mehr gearbeitet als früher. Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hat festgestellt, dass die Menschen in 
Deutschland heute so viel arbeiten wie noch nie seit der Wie-
dervereinigung. Anfang dieses Jahrhunderts waren es noch 
rund 48 Milliarden geleistete Arbeitsstunden pro Jahr. Im Jahr 
2024 stiegt die Zahl der Arbeitsstunden auf 54,7 Milliarden an. 
Das Wachstum des Arbeitsvolumens geht vor allem auf Teilzeit- 
und Nebenerwerbsjobs zurück.

Während bis in die 1970er-Jahre gut geregelte Vollzeitlöhne da-
für sorgten, dass ein*e Alleinverdiener*in eine Familie ernäh-
ren konnte, erfordern die hohen Lebenshaltungs- und Wohn-
kosten heute, dass in den meisten Familien beide Partner*innen 
erwerbstätig sind.

Die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung ist im Vergleich zum Stand 
von 1970 um das 2,4-Fache gestiegen, trotzdem können viele 
Menschen von ihrem Lohn oder ihrer Rente kaum leben. Nicht 
weil sich die Lebenserwartung erhöht hätte oder weil die Ge-
burtenrate gesunken wäre, sondern weil wachsende Teile der 
Wirtschaftsleistung in Profite und Vermögen fließen statt in 
Löhne und Renten. 

Der Problemzusammenhang lässt sich auch anders veran-
schaulichen: Der Kuchen ist größer geworden, die Verteilung 
aber immer ungerechter. Während die Zahl der Milliardär*innen 
steigt, bleiben andere trotz Arbeit arm. Hier besteht dringender 
Handlungsbedarf, auch um die gesellschaftlichen Brüche nicht 
zu vertiefen und das Vertrauen in die Demokratie nicht weiter zu 
gefährden. 

Wer den Blick nur auf die Alten lenkt, klammert die Kosten für 
die sozialstaatlichen Ausgaben für Kinder und Jugendliche aus. 
Die Gesellschaft trägt sowohl für die jüngere als auch für die äl-
tere Generation die Verantwortung. Während die Gesellschaft 
in den 1960er- und 1970er-Jahren für mehr Kinder und Jugend-
liche sorgen musste, sind es heute mehr Alte, die versorgt wer-
den müssen. Es geht also nicht nur um den Altenquotienten, 
sondern um den Gesamtquotienten, der aus sozialpolitischer 
Sicht zu beachten und zu gestalten ist.
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Die demografische Entwicklung lässt sich im Übrigen nur sehr 
bedingt voraussagen. Das Ende der DDR beispielsweise führte 
in den neuen Bundesländern zu einem starken Geburtenrück-
gang. Krankheiten wie Corona oder klimatische Ereignisse wie 
starke Hitze können die Mortalitätsraten steigern.

Solidarität zwischen den Generationen ist Voraussetzung für 
das Bestehen von Menschheit. Wir sind in hohem Maß auf 
die Sorge anderer angewiesen: vom Säuglingsalter bis zur Ju-
gend, im Fall von Krankheit und im Alter. Die Sozialsysteme tra-
gen dem Rechnung. Es gehört schon sehr viel Egoismus dazu, 
selbst die eigenen Eltern und Großeltern als Konkurrent*innen 
anzusehen. In jeder Lebensphase stets auf den eigenen Vorteil 
bedacht zu sein entspricht dem neoliberalen Weltbild von Do-
nald Trump oder Tech-Milliardären wie Elon Musk, die nur das 
Recht des Stärkeren kennen. 

Dank des medizinischen Fortschritts und besserer Lebensbe-
dingungen sterben heute kaum noch Frauen bei der Geburt 
ihres Kindes und viele Krankheiten konnten zurückgedrängt 
werden. Die Aussicht auf ein längeres Leben mit entsprechend 
verlängerter Phase des verdienten Ruhestands ist auch für heu-
te noch junge Menschen ein Gewinn.

Die Solidarität zwischen den Generationen wird tagtäglich von 
Menschen gelebt. Kinder werden von einer Generation großge-
zogen, die durch ihre Steuerleistungen auch Kinderbetreuung 
und Bildung finanziert. Übrigens sind auch viele Rentner*innen 
bei der Betreuung von Enkelkindern oder zu pflegenden Ange-
hörigen weiterhin ökonomisch aktiv. Umgekehrt kümmern sich 
viele Kinder um ihre Eltern und pflegebedürftige Angehörige. 
Ohne diese Generationensolidarität würde unsere Gesellschaft 
nicht funktionieren. 

Fazit
Von einem stabilen Rentenniveau profitieren jetzige, aber auch 
zukünftige Rentner*innen gleichermaßen. Junge gegen Alte 
auszuspielen dient allein dazu, Rentenkürzungen zu rechtferti-
gen. Es ist schlicht falsch zu behaupten, in Deutschland werde 
nicht genug gearbeitet. Die Zahlen belegen, dass die Arbeits-
leistung sogar gewachsen ist: Die Erwerbstätigenquote ist 
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ebenso gestiegen wie die Anzahl der geleisteten Arbeitsstun-
den, die Produktivität und die wirtschaftliche Gesamtleistung. 
Man kann es nicht oft genug sagen: Die jetzigen Rentner*innen 
und jene, die in den nächsten Jahren in den Ruhestand gehen, 
haben ein durch ihre Arbeit und ihre Rentenbeiträge erworbe-
nes Anrecht auf Rente. Die Politik hat die Aufgabe, dafür zu sor-
gen, dass dies eingelöst wird. Dafür sind Bundeskanzler*innen 
und Minister*innen da.
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4 

«RENTNER*INNEN SIND HEUTE SO REICH  
WIE NIE»

«Wir haben heute die wohlhabendsten Rentner,  
die es je in Deutschland gegeben hat.»
Bernd Raffelhüschen, Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM), 23. Juni 20268

Wie wird argumentiert?
Laut dem Alterssicherungsbericht der Bundesregierung von 
2024 sei die Mehrheit der Rentner*innen heute besser aufge-
stellt, als die Rentenzahlungen vermuten ließen. Denn aus der 
Rentenhöhe allein lasse sich nicht auf die Höhe des Einkom-
mens insgesamt schließen. Zur Rente selbst kämen weitere 
Einkünfte hinzu – etwa aus privaten Renten- und Lebensver-
sicherungen, aus Vermietung und Verpachtung, aus Zinserträ-
gen oder Betriebsrenten. So liege das durchschnittliche Haus-
haltsnettoeinkommen von Paaren ab 65 Jahren bei monatlich 
3.759 Euro; bei alleinstehenden Männern seien es 2.213 Euro, 
nur alleinstehende Frauen hätten mit 1.858 Euro ein im Durch-
schnitt geringeres Einkommen.9 

Mit Verweis auf diese Zahlen spricht die Bundesvereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände davon, dass die Ängste  
vor Altersarmut unbegründet seien. Altersarmut gebe es in 
Deutschland selten. Laut den Zahlen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales bezogen im Jahr 2024 nur 3,9 Prozent 
aller über 65-Jährigen Grundsicherungsleistungen. Deswegen 
müsse die Altersarmutsdebatte «versachlicht» werden. Den 
Rentner*innen gehe es gut. 

Was ist dran?
Das ist falsch. Das Rentenniveau ist seit der Jahrtausendwen-
de gesunken. Die Altersarmut betrifft etwa ein Fünftel aller 
Rentner*innen.

Zu den tatsächlich gezahlten Nettorenten liegen von der Deut-
schen Rentenversicherung die Zahlen für 2024 vor.10 Demnach 
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betrug der durchschnittliche Rentenzahlbetrag bei männlichen 
Rentenempfängern 1.405 Euro. Männer, die 2024 in Rente gin-
gen, erhielten jedoch nur noch 1.340 Euro, also knapp fünf Pro-
zent weniger als Bestandsrentner*innen. Das sind die Zahlen 
für die gesamte Bundesrepublik. Ein Vergleich zwischen den 
West- und Ostrenten zeigt, dass die durchschnittliche Ren-
tenabsenkung im Wesentlichen zulasten der Männer in den 
neuen Bundesländern geht. Dort erhielten die männlichen 
Bestandsrentner*innen im Jahr 2024 eine Rente von 1.463 Eu-
ro, die Neuzugänge aber nur noch 1.271 Euro. Das Rentenni-
veau ist also im Osten um 13 Prozent abgesunken. Der Grund 
liegt in der Zunahme von Arbeitslosigkeit und prekären Be-
schäftigungsverhältnissen nach dem Ende der DDR 1990. Zu-
vor herrschte in der DDR Vollbeschäftigung. 

Noch dramatischer ist die Situation bei den Frauen. Die durch-
schnittliche Rentenzahlung an Frauen liegt mit 955 Euro fast 
um ein Drittel niedriger als bei Männern. Noch weniger Rente 
erhalten Frauen in den alten Bundesländern. Sie haben durch-
schnittlich kürzer in die Rentenversicherung eingezahlt, öfter in 
Teilzeit gearbeitet und weniger verdient. Verantwortlich ist die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in der alten Bundesrepu-
blik. Frauen waren in geringerem Maße erwerbstätig als Männer, 
weil sie Haushalt und Kinder zu betreuen hatten. Wie unsere Ge-
sellschaft die geleistete Sorgearbeit bewertet, dokumentiert der 
Rentenbescheid: Die durchschnittliche Rentenzahlung an Frau-
en aus den alten Bundesländern lag im Jahr 2024 bei 876 Eu-
ro. Bei den Neuzugängen gab es aufgrund der gestiegenen Er-
werbstätigkeit von Frauen einen leichten Anstieg auf 929 Euro. 

Noch im letzten Jahrhundert galt Deutschland als Hochlohn-
land mit einer ausgeglichenen Einkommensstruktur. Wer ei-
nen Vollzeitjob hatte, konnte davon recht gut leben und gehörte 
nicht zu den «Armen». Bis in die späten 1980er-Jahre kam der 
wirtschaftliche Fortschritt bei der breiten Bevölkerung an. Die 
Löhne und Renten wuchsen im Gleichschritt mit der Pro-Kopf-
Produktion (  Abbildung 2).

Dann kam der Bruch: Die rot-grüne Bundesregierung vollzog 
mit den sogenannten Hartz-Reformen Anfang des Jahrhun-
derts die lohnpolitische Kehrtwende. Die Löhne stiegen nicht 



20

mehr parallel zum Wirtschaftswachstum an und die Renten 
wurden von den Löhnen entkoppelt. Heute erhält jede*r fünfte 
Vollzeitbeschäftigte nur einen Niedriglohn. Die unteren Einkom-
mensgruppen profitierten kaum mehr von der wirtschaftlichen 
Entwicklung. In Bezug auf die Größe des Niedriglohnsektors 
gehört Deutschland zu den Schlusslichtern im europäischen 
Vergleich. Armut trotz Erwerbstätigkeit ist weit verbreitet.

Lange Zeit war eine den Lebensstandard sichernde Rente er-
klärtes Ziel der Politik. Mit einem Rentenniveau von 53 Prozent 
gilt das allgemein als erreicht. Anfang dieses Jahrhunderts wur-
de dieses Ziel jedoch aufgegeben und die Rente abgesenkt. Das 
Rentenniveau liegt heute nur noch bei 48 Prozent und droht ab 
2031 noch weiter abzusinken. 

Der ausgeprägte Niedriglohnsektor in Deutschland ist ein Ne-
gativposten im Haushalt der Rentenversicherung. Aufgrund 
niedriger Löhne – oft verbunden mit Teilzeitarbeit oder Mini-
jobs – erarbeiten sich viele Menschen nur eine geringe Anzahl 
an Rentenpunkten und haben deshalb nur Anspruch auf eine 
kleine gesetzliche Rente (  Kasten). Darüber muss man sich 
mit Blick auf eine stabile Finanzierung der Renten große Sorgen 
machen. Denn gut bezahlte Arbeit sorgt für gute Renten und 
einen stabilen Haushalt der Rentenkasse. Wer wenig verdient, 
zahlt geringe Rentenbeiträge – und baut damit kaum Rentenan-
sprüche auf, selbst nach jahrzehntelanger Vollzeitarbeit.

Im Unterschied zu den von Arbeitgeberverbänden oder markt-
radikalen Lobbyist*innen verbreiteten Mythen sind die Durch-
schnittsrenten in Deutschland niedrig – mit sinkender Tendenz. 
Ein Rentenbescheid allein sagt jedoch wenig über die tatsäch-
lichen Einkommensverhältnisse aus. Wer über zusätzliche 
Einkommen aus einer betrieblichen Altersrente oder privater 
Vorsorge, über Wohneigentum, Erspartes oder Geerbtes ver-
fügt oder von einem guten Partner*inneneinkommen profitie-
ren kann, lebt möglicherweise recht gut. Wer aber im Alter al-
lein auf die gesetzliche Rentenversicherung angewiesen ist, ist 
tatsächlich arm dran (  Mythos 8). Für etwa drei Viertel aller 
Rentner*innen in den neuen Bundesländern ist die gesetzliche 
Rente die einzige Geldquelle im Alter.
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Altersarmut ist heutzutage verbreitet und wird vermutlich zu-
nehmen. Laut dem «Armutsbericht» des Deutschen Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbands stieg sie im Jahr 2025 auf über 
13,3 Millionen Menschen. Personen über 65 Jahre sind dem-
nach überdurchschnittlich oft von Armut betroffen. Der Be-
richt beziffert die Armutsquote von Frauen ab 65 Jahren auf 
21,3 Prozent, während sie bei Männern bei 17,3 Prozent liegt. 
Demnach ist durchschnittlich etwa jede fünfte Person ab 
65 Jahren von Altersarmut betroffen. Immer mehr Menschen 
in Deutschland können nicht von ihrer eigenen Rente leben. 
Knapp 740.000 Personen waren im Jahr 2024 auf die Grundsi-
cherung im Alter angewiesen, so viele wie nie zuvor.

Die Rentenkommission des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGB) hat wirksame Vorschläge zur Bekämpfung der Alters-
armut zusammengestellt: «Die wirksamste Vorsorge gegen 
Altersarmut sind gute Löhne, stabile Erwerbsverläufe und ein 
Rentenniveau, das den erreichten Lebensstandard sichert und 
oberhalb der Grundsicherung liegt. Deshalb sind eine stärkere 
Tarifbindung, ein armutsfester Mindestlohn, die Bekämpfung 
des Niedriglohnsektors sowie die Schließung des Gender Pay 
Gaps zentrale Bausteine einer armutsfesten Alterssicherung.»11 
Die DGB-Rentenkommission schlägt konkret eine Mindestbei-
tragsbemessungsgrundlage vor. Damit soll verhindert werden, 

45 Jahre gearbeitet und trotzdem arm im Alter

Seit dem 1. Januar 2026 beträgt der gesetzliche Mindest-
lohn 13,90 Euro pro Stunde. Das ergibt bei einer 38,5-Stun-
denwoche einen Monatslohn von 2.315 Euro und ein Jahres-
gehalt von 27.755 Euro. 
Aktuell gibt es für ein Jahresgehalt von 51.944 Euro einen 
Rentenpunkt. Für ein Jahresgehalt von 27.755 Euro werden 
also 0,53 Rentenpunkten gutgeschrieben.
Seit dem 1. Juli 2026 gilt: 1 Rentenpunkt = 42,52 Euro.
Für Arbeitnehmende, die 45 Jahre lang 38,5 Stunden gear-
beitet haben und dafür den Mindestlohn erhielten, berech-
net sich die Rente folgendermaßen: 
45 Beitragsjahre * 0,53  Rentenpunkte * 42,52  Euro = 
1.014,10 Euro Rente pro Monat.
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dass Menschen trotz jahrzehntelanger Vollzeitarbeit im Alter 
auf Grundsicherung angewiesen sind. Um auch bei niedrigen 
Löhnen ausreichende Rentenanwartschaften zu erreichen, 
müssten die Arbeitgebenden für Beschäftigte mit sehr gerin-
gen Einkommen höhere Beiträge zahlen.

Zur Bekämpfung von Altersarmut fordert Die Linke eine «Solida-
rische Mindestrente» von 1.400 Euro pro Monat. Sarah Vollath, 
die Rentenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundes-
tag, fordert, dass eine solche Rente auch unabhängig von der 
Erwerbsbiografie einen verlässlichen Schutz vor Altersarmut 
bieten und gesellschaftliche Leistungen wie Pflege und Erzie-
hung zumindest in Teilen anerkennen sollte. 

Neben anderen politischen Instrumenten könnte eine «Soli-
darische Mindestrente», wenn sie unbürokratisch, verlässlich 
und für alle zugänglich ist und gesellschaftliche Leistungen wie 
Pflege und Erziehung angemessen berücksichtigt, eine sinnvol-
le Maßnahme sein, um Altersarmut tatsächlich zu beenden.

Fazit 
Das Rentenniveau in Deutschland ist in den letzten Jahrzehn-
ten gesunken. Die Anzahl der Armutsbetroffenen muss Be-
sorgnis erregen. Aktuell lebt etwa ein Fünftel der 22 Millionen 
Rentner*innen in Altersarmut. Altersarmut gehört damit zu den 
großen Problemen der Alterssicherung in Deutschland. Die 
Bundesregierung hat bislang dennoch keine konkreten Pläne 
zur Bekämpfung der Altersarmut vorgelegt.

Um Altersarmut nachhaltig zu verhindern, brauchen wir kurz-
fristig eine armutsfeste Mindestrente. Mittelfristig muss der 
Niedriglohnsektor abgebaut werden. Arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen wie eine deutliche Erhöhung des Mindestlohns 
und eine deutlich höhere Berücksichtigung von Kindererzie-
hungs- und Pflegezeiten bei der Berechnung der Rente sind da-
für notwendig. 
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5 

«DIE VORSCHLÄGE DER RENTENKOMMISSION 
DER REGIERUNG SIND SOZIAL AUSGEWOGEN»

«Wenn wir diese Reform machen, so wie sie jetzt auch 
vorliegt, dann wird es für alle besser.» 
Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas (SPD), Juni 202612

Wie wird argumentiert?
Anfang 2026 setzte die Große Koalition aus CDU, CSU und SPD 
eine Rentenkommission ein, der Wissenschaftler*innen und 
je ein*e Politiker*in der Regierungsparteien angehörten. In ei-
ner Pressekonferenz stellten Bundeskanzler Friedrich Merz, Ar-
beitsministerin Bärbel Bas sowie die Vorsitzenden der «Alterssi-
cherungskommission», die Sozialrechtsprofessorin Constanze 
Janda, und Frank-Jürgen Weise, ehemaliger Chef der Bundes-
agentur für Arbeit, 33 Empfehlungen vor. Dabei wurde wieder-
holt betont, dass die Vorschläge in ihrer Gesamtheit sozial aus-
gewogen seien und eins zu eins von der Regierung umgesetzt 
werden sollten. Merz betonte, niemand müsse sich Sorgen ma-
chen, die angestrebten Reformen würden weiterhin für den be-
nötigten sozialen Ausgleich sorgen. 

Was ist dran?
Leider ließ schon die Zusammensetzung der Rentenkommis-
sion an ihrer sozialen Ausgewogenheit zweifeln. Während das 
neoliberale Spektrum, dem die Mehrheit der Expert*innen zu-
zurechnen ist, gut vertreten war, fehlten Gewerkschaften, So-
zialverbände, Betroffeneninitiativen und die Opposition. Es ist 
also wenig verwunderlich, dass die Vorschläge vor allem auf 
eines hinauslaufen: auf Rentenkürzungen. Die Aussagen von 
Bas, Merz und Co. sind also falsch.

Aber wie sehen die zentralen Empfehlungen der Rentenkom-
mission aus? Und wie steht es um ihre soziale Ausgewogenheit? 

• Erhöhung des Renteneintrittsalters. Die Rentenkommission 
schlägt vor, das Renteneintrittsalter ab 2032 schrittweise an die 
steigende Lebenserwartung zu koppeln und die abschlagsfreie 
Rente nach 45 Beitragsjahren abzuschaffen. Ein früherer Ren-
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teneintritt soll nur noch bei nachgewiesener gesundheitlicher 
Belastung möglich sein. 

Dieser Vorschlag ist besonders ungerecht, denn es besteht ein 
starkes soziales Gefälle bei der Lebenserwartung: Wer einen 
höheren sozioökonomischen Status hat, also ein höheres Ein-
kommen oder einen höheren Bildungsgrad, lebt nicht nur län-
ger, sondern hat in den letzten Jahrzehnten auch stärker vom 
statistischen Anstieg der Lebenserwartung profitiert (  My-
thos 6). Folglich hat die Ungleichheit in Bezug auf die Lebenser-
wartung zugenommen.

• Gedämpfte zukünftige Rentenerhöhungen. Ginge es nach 
der Rentenkommission, soll die Berechnung der Rentenan-
passung verändert werden: Die jetzt geltende «Haltelinie» von 
48 Prozent Rente des Bruttolohns soll nach 2031 entfallen. Au-
ßerdem soll der (ausgesetzte) «Nachhaltigkeitsfaktor» (siehe 
unten) wieder eingeführt und leicht erhöht werden. 

Achtung, hier geht es sowohl um die Höhe der Renten von den-
jenigen, die jetzt schon im Ruhestand sind, als auch um die von 
zukünftigen Rentner*innen. Die Lebenshaltungskosten, das 
heißt die Ausgaben für Lebensmittel, Mieten und anderes, stei-
gen ständig. Deswegen müssen die Renten angepasst wer-
den. Die Berechnung dieser Anpassung ist politisch umkämpft. 
Letztendlich geht es darum, was die Rente wirklich wert ist. Oh-
ne Rentenanpassungen hätten Rentner*innen ein Problem: Sie 
wären von der allgemeinen Lohn- und Preisentwicklung abge-
koppelt. Da die Einkommen der Erwerbstätigen und die Preise 
steigen, verlören die Ruheständler jeden Monat ein bisschen an 
Kaufkraft.

Die Höhe der Rentenanpassung hängt von mehreren Faktoren 
ab. Der Wichtigste ist die allgemeine Lohnentwicklung. Wird 
beides aneinander gekoppelt, folgt auf eine Erhöhung der Brut-
tolöhne und -gehälter eine entsprechende Erhöhung der Ren-
ten im Folgejahr. Damit steigen die Einkommenszuwächse 
von Arbeitnehmer*innen und Rentner*innen im Gleichschritt. 
Rentner*innen profitieren dann direkt von Lohnerhöhungen.
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Neben der Lohnentwicklung gibt es weitere Faktoren, an denen 
sich die Rentenanpassung orientiert, unter anderem den soge-
nannten Nachhaltigkeitsfaktor. Dieser Faktor beschreibt das 
zahlenmäßige Verhältnis zwischen Rentenbeziehenden und 
Beitragszahlenden. Steigt die Zahl der Rentner*innen schneller 
als die Zahl der Beitragszahlenden, dämpft das die Rentener-
höhung.

Mit der Wiedereinführung des «Nachhaltigkeitsfaktors» sollen 
die Rentenanpassungen stärker an demografische Entwick-
lungen und das Verhältnis zwischen Beitragszahlenden und 
Rentner*innen gekoppelt werden. Das würde bedeuten, dass 
es ab 2032 bei der jährlichen Berechnung der Rente zu einer 
Dämpfung kommt. Die Rentner*innen sollen so einen Teil der 
demografisch bedingten Mehrkosten übernehmen.

Das Rentenniveau liegt derzeit bei 48 Prozent und ist bis 2031 
gesichert. Ginge es nach den Vorschlägen der Rentenkommis-
sion soll diese sogenannte «Haltelinie» von 48 Prozent danach 
entfallen. Die Renten werden zwar weiter nominal wachsen, 
hinken dann aber der Lohnentwicklung hinterher. 

Zusammengefasst bedeuten die Vorschläge um «Haltelinien», 
Rentenniveau und «Nachhaltigkeitsfaktor»: Es geht um eine 
scheibchenweise erfolgende Rentenkürzung, die von Sozialver-
bänden, Gewerkschaften und Betroffenen kritisiert wird. Das 
Armutsrisiko im Alter wird steigen. 

• Verpflichtende kapitalmarktgedeckte Zusatzrente. Die 
Rentenkommission empfiehlt, eine kapitalmarktgedeckte Zu-
satzrente nach schwedischem Vorbild verpflichtend einzu-
führen. Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen sollen je-
weils ein Prozent des Bruttolohns in einen staatlich verwalteten 
Fonds einzahlen. Ziel sei es, das Rentenniveau langfristig zu si-
chern und zu erhöhen. Von Bundeskanzler Merz wurde dieser 
Vorschlag gepriesen, als könne er die vorgeschlagenen Ren-
tenkürzungen kompensieren – die Risiken der Kapitalrente sind 
von Personen, die über kein Kapitalpolster verfügen, allerdings 
kaum abzufedern (  Mythos 7). 
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• Erweiterung des Kreises der Beitragszahlenden. Zu den 
wenigen sozial ausgleichenden Vorschlägen der Rentenkom-
mission gehört eine vage Empfehlung zur gerechteren Finan-
zierung: Selbstständige, Abgeordnete, Vorstände von Aktien-
gesellschaften und perspektivisch auch Beamt*innen sollen in 
die gesetzliche Rentenversicherung einbezogen werden. Eben-
so sollen auch Minijobs zur Finanzierung der Renten beitragen. 

Diese Vorschläge gehen in die richtige Richtung. Bislang müssen 
eher einkommensstarke Erwerbstätigengruppen wie Ärzt*innen, 
Rechtsanwält*innen, Manager*innen, Beamt*innen, Abgeord-
nete und Unternehmer*innen nichts in die gesetzliche Renten-
versicherung einzahlen. Sie haben eigene Sicherungssysteme. 
Jede Erweiterung des Kreises der Pflichtmitglieder stärkt die ge-
setzliche Rentenversicherung als öffentliches Vorsorgesystem.

Minijobs bedeuten, dass man im Alter mit wenigen oder gar 
keinen Rentenansprüchen dasteht (  Mythos 4). Deswegen 
wäre die Abschaffung der Minijobs eine wichtige Maßnahme, 
um Beschäftigungsverhältnisse zu regulieren und sicherer zu 
machen. 

Einen Plan, wie Altersarmut wirksam bekämpft werden kann, 
sucht man unter den Vorschlägen der Rentenkommission der 
Regierung vergeblich. Die Rentenkommission sieht keine Ver-
besserungen für Menschen im Grundrentenbezug, bei den Er-
werbsminderungsrenten oder bei der Grundsicherung vor. Le-
diglich der Freibetrag der Grundrentenbeziehenden soll erhöht 
werden. Um es deutlich zu sagen: Durch die ab 2031 drohen-
den Rentenkürzungen wird die Altersarmut weiter zunehmen. 

Fazit
Die Rentenversprechungen, die CDU/CSU und SPD vor der 
Bundestagswahl gemacht haben, finden sich in den Empfeh-
lungen der von ihnen eingesetzten Rentenkommission nicht 
wieder. In ihrem Wahlprogramm hatte die Union explizit betont, 
dass es mit ihr «keine Rentenkürzungen» geben werde. Das Ziel 
seien ein «stabiles Rentenniveau und weiterhin steigende Ren-
ten», die durch wirtschaftliches Wachstum garantiert werden 
sollen.13 Die SPD versprach, das Rentenniveau auf der aktuellen 
Höhe langfristig festzuschreiben.14 
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Die Vorschläge der von der Regierung eingesetzten Renten-
kommission bedeuten vor allem Rentenkürzungen. Wenn an-
schließend der Bundeskanzler behauptet, niemand müsse sich 
Sorgen machen, und die Arbeitsministerin erklärt, dass es für 
alle besser werden würde, dann ist das schlichtweg falsch.

Ehrlich war der Bundeskanzler, als er auf dem DGB-Bundes-
kongress im Mai 2026 auftrat und sagte: «Es müssen alle mit-
tun und bereit sein, Verlust und Gewinn mit einem Blick auf 
das Wohl des Ganzen unseres Landes abzuwägen.»15 Als die 
Gewerkschaftsdelegierten daraufhin deutlich ihren Unmut äu-
ßerten, war ihnen offensichtlich klar, wer – ginge es nach dem 
Wunsch des Bundeskanzlers – auf der Verlust- und wer auf der 
Gewinnseite stehen soll.

Die Vorschläge der Rentenkommission stoßen in der Gesell-
schaft auf breite Kritik. Laut einer Forsa-Umfrage vom 30. Juni 
2026 halten 61 Prozent der Befragten die Vorschläge für nicht 
ausgewogen. Das kritisieren auch Gewerkschaften und Sozial-
verbände: Vor allem Menschen mit niedrigen Löhnen hätten die 
Kosten für diese «Reform» zu tragen.
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6 

«WIR MÜSSEN ALLE MEHR UND LÄNGER 
ARBEITEN»

«Wir brauchen sehr schnell eine massive Erhöhung  
des Renteneintrittsalters um mehrere Jahre.  
Es geht nicht anders.» 
Niklas Potrafke, Leiter des Ifo-Zentrums für öffentliche Finanzen 
und politische Ökonomie, Februar 202516

Wie wird argumentiert?
Die steigende Lebenserwartung und der demografische Wan-
del würden eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit unum-
gänglich machen, denn beides belaste die Sozialsysteme über-
mäßig. Bundeswirtschaftsministerin Katharina Reiche (CDU) 
beklagt, dass es langfristig nicht tragbar sei, dass Menschen 
nur zwei Drittel ihres Erwachsenenlebens arbeiten und ein Drit-
tel in Rente verbringen würden. Durch die hohen Lohnneben-
kosten seien Unternehmen in Deutschland weniger konkur-
renzfähig. Im internationalen Vergleich würde in Deutschland 
zu wenig gearbeitet.17 Aus all diesen Gründen sei die Erhöhung 
des Rentenalters alternativlos. Es gehe nicht anders.

Was ist dran?
Es stimmt, dass die Sozialsysteme mit hohen Ausgaben kon-
frontiert sind. Doch steigen sie in etwa in der gleichen Größen-
ordnung wie die Wirtschaftsleistung in Deutschland (  My-
thos 1). Das System ist also stabil und die Forderung nach einer 
Erhöhung des Renteneintrittsalters eine politische Entschei-
dung, die vor allem gering verdienende und körperlich hart ar-
beitende Menschen deutlich benachteiligt. 

Es ist noch keine 20 Jahre her, dass das Renteneinstiegsalter 
von 65 auf 67 Jahre angehoben wurde. Die Umsetzung begann 
schrittweise im Jahr 2012 und wird im Jahr 2029 abgeschlos-
sen sein. Wer 1964 oder später geboren wurde, kann regulär 
frühestens mit 67 Jahren in Rente gehen. 

Zahlreiche Studien belegen, dass ein späterer Renteneinstieg 
Menschen, die weniger verdienen, überproportional benach-
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teiligt. Ärmere Menschen sterben früher als reichere. Die Le-
benserwartung spiegelt also die soziale Ungleichheit wider: 
Die Lebenserwartung von Männern aus den höchsten Ein-
kommensgruppen liegt im Alter von 65 Jahren durchschnitt-
lich rund 6,6 Jahre über jener von Männern aus den niedrigsten 
Einkommensgruppen. Bei Frauen beträgt der Unterschied etwa 
3,7 Jahre. Auch Beschäftigte in körperlich anstrengenden Be-
rufen haben eine geringere Lebenserwartung. Für diese Men-
schen bedeutet eine Erhöhung des Renteneintrittsalters nichts 
anderes als eine Rentenkürzung.

Hinzu kommt, dass ein späterer Rentenbezug die Lebenserwar-
tung verringert. Eine Studie der Universität Mannheim kommt 
zu dem Ergebnis, dass «eine Verzögerung des Renteneintritts 
um ein Jahr das Sterberisiko im Alter zwischen 60 und 69 Jah-
ren um 4,2 Prozentpunkte erhöht. Das entspricht einem rela-
tiven Anstieg von 43 Prozent.»18 Dieselbe Studie stellt fest, 
dass ein flexibler Rentenantritt demgegenüber das Sterberisi-
ko senkt. Fazit: Ein späteres Renteneintrittsalter verschärft die 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ungleichheiten bei der 
Lebenserwartung. 

Wenn man 45 Jahre Beiträge in die gesetzliche Rentenversiche-
rung eingezahlt hat, kann man «abschlagsfrei», das heißt oh-
ne Kürzungen in Rente gehen. Die Altersgrenze dafür wurde in 
den vergangenen Jahren schrittweise von 63 auf bald 65 Jahre 
angehoben. Laut den Plänen der Rentenkommission soll die-
se Möglichkeit nun komplett gestrichen werden (   Mythos 5). 
Der Abschlag, der für jedes Jahr, das man früher in Rente geht, 
anfällt, liegt bei 3,6 Prozent.

Über diesen Vorschlag sind Betroffene, Gewerkschaften und 
Sozialverbände besonders empört. Ver.di, IG Metall und ande-
re Gewerkschaften sind sich einig: Wer 45 Jahre lang gearbei-
tet hat, muss das Recht haben, abschlagsfrei in Rente zu ge-
hen. Viele Beschäftigte, etwa in der Pflege, auf dem Bau oder in 
der Paketzustellung, können aus gesundheitlichen Gründen oft 
nicht bis zur regulären Altersgrenze durchhalten. «Wer 45 Jahre 
seinen Buckel krumm gemacht hat, muss ein Recht darauf ha-
ben, abschlagsfrei früher in Rente gehen zu können», so ver.di-
Chef Frank Werneke.19

http://Ver.di
http://ver.di
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Dabei fällt die abschlagsfreie Rente bei der Rentenversiche-
rung gar nicht so sehr ins Gewicht, wie von arbeitgeberna-
hen Instituten immer wieder behauptet wird. Wie die Anfra-
ge der rentenpolitischen Sprecherin der Linken, Sarah Vollath, 
im Bundestag ergeben hat, lagen die Mehrausgaben für die 
abschlagsfreie Rente nach 45 Versicherungsjahren 2023 bei 
3,458 Milliarden Euro. Im selben Jahr beliefen sich die Ren-
tenausgaben auf 325 Milliarden Euro. Die zusätzlichen Kosten  
machten also nur 1,06 Prozent der Rentenausgaben aus.20

Übrigens würde eine Anhebung des Renteneintrittsalters nicht 
automatisch mehr Rentenbeiträge generieren. Damit die Rech-
nung aufgeht, müssten ältere Beschäftigte tatsächlich länger 
arbeiten. Sind sie hingegen von Arbeitslosigkeit, Krankheit oder 
Erwerbsminderung betroffen, verlagern sich die Sozialausga-
ben lediglich auf andere Bereiche des Sozialstaats.

Deutschland hat mit 67 Jahren ein vergleichsweise hohes Ren-
teneintrittsalter, ähnlich wie Italien oder die Niederlande. In Ös-
terreich, Spanien oder Polen hingegen geht man mit 65 Jahren 
in Rente, in Frankreich gar mit 64 Jahren. In diesen Ländern ver-
ändert sich die Altersstruktur ähnlich wie in Deutschland.

Damit sind wir beim Thema demografischer Wandel. «Wenn 
dieses Land nicht mehr wächst, werden wir uns das Rentenni-
veau nicht mehr leisten können», warnte CDU-Politiker Carsten 
Linnemann im März 2025 in der Bild-Zeitung. Stimmt es wirk-
lich, dass «dieses Land» nicht mehr wächst? Was bedeutet de-
mografischer Wandel? Und was bedeutet er für die Rente?

Demografie, auch Bevölkerungswissenschaft genannt, un-
tersucht, wie sich die Bevölkerung eines bestimmten Gebiets 
entwickelt und zusammensetzt. Dabei werden Altersstruktur, 
Geburten, Sterbefälle, Migration und geografische Verteilung 
betrachtet.

In Deutschland stieg die Geburtenrate nach dem Zweiten Welt-
krieg an und hatte in den 1960er-Jahren ein starkes Hoch. Das 
waren die sogenannten geburtenstarke Jahrgänge. Anschlie-
ßend sank die Geburtenrate wieder. Seit Anfang der 1970er-
Jahre weist die Geburtenkurve keine starken Ausschläge und 
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eine leicht sinkende Tendenz auf. Gleichzeitig ist die Lebenser-
wartung dank einer verbesserten gesundheitlichen Versorgung 
gestiegen. Die Altersstruktur hat sich also verändert.

In Bezug auf die Rentenkasse haben im selben Zeitraum drei 
Faktoren die Demografie positiv beeinflusst: Die Zuwanderung 
nach Deutschland ist gestiegen, Frauen arbeiten mehr und alte 
Menschen arbeiten länger. Dadurch ist das Verhältnis zwischen 
Beitragszahlenden und Rentenbeziehenden gleich geblieben  
(  Mythos 3).

Der demografische Wandel wirkt sich auf die Rentenkasse nur 
in einem befristeten Zeitraum aus, und zwar dann, wenn die ge-
burtenstarken Jahrgänge in Rente gehen. Diese kritische Phase 
dauert bis Mitte der 2030er-Jahre. Ab 2040 wird voraussichtlich 
eine Entspannung eintreten. Das alles kann jedoch nicht genau 
vorausgesagt werden, weil Faktoren wie Erwerbstätigkeit, Zu-
wanderung oder Sterblichkeitsrate auch eine Rolle spielen. Die 
Rentenkasse hat ihre Berechnungen über die erwartete Belas-
tung der Rentenkasse durch die Alterung der Gesellschaft in 
den letzten Jahren regelmäßig nach unten korrigiert und zudem 
darauf hingewiesen, dass es ähnliche Belastungsanstiege be-
reits gegeben hat, ohne dass es zu einer finanziellen Überlas-
tung der Rentenversicherung gekommen ist.21

Auf den demografischen Wandel mit der Anhebung des Min-
desteintrittsalters für den Ruhestand zu reagieren ist eine bei 
Unternehmen und mit ihnen verbundenen Politiker*innen be-
liebte Maßnahme. Der Rentenexperte Matthias Birkwald hält 
dem entgegen: «Der demografische Wandel ist politisch ge-
staltbar und keine Naturkatastrophe, gegen die nur Rente 
kürzen oder länger arbeiten hülfe. Länger arbeiten heißt aber 
nichts anderes als die Rente zu kürzen – und zwar bei zu vielen 
leider auf null Euro.»22

Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) 
stellt fest: «Grundsätzlich hat die Politik erhebliche Handlungs-
spielräume und kann und muss solche Verteilungskonflikte mo-
derieren bzw. in die eine oder andere Richtung lenken. Es gibt 
dabei kaum harte Sachzwänge, stattdessen geht es in der Ren-
tenpolitik um die Positionierung zu Gerechtigkeitsfragen.»23
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Das große Problem der Rentenversicherung hängt nicht mit der 
Veränderung der Struktur unserer Gesellschaft zusammen, son-
dern mit ihrer ungerechten Finanzierung. Eher gut verdienende 
Gruppen wie Ärzt*innen, Rechtsanwält*innen, Manager*innen, 
Beamt*innen, Abgeordnete oder Unternehmer*innen müssen 
nicht in die gesetzliche Rentenkasse einzahlen. Sie haben eige-
ne, lukrativere Sicherungssysteme. Hohe Einkommen, große 
Vermögen und Kapitaleinkünfte werden viel zu wenig zur Finan-
zierung gemeinsamer Aufgaben herangezogen.

Eine weitere zentrale Ursache für das Finanzierungsproblem 
des Rentensystems liegt im stark ausgeprägten Niedriglohn-
sektor und in den prekären Beschäftigungsverhältnissen  
(  Mythos 4). Sie führen zu Renten, die nicht zum Leben rei-
chen. Fast die Hälfte aller Rentner*innen in Deutschland erhält 
weniger als 1.000 Euro Rente im Monat. Die staatliche Förde-
rung der privaten Vorsorge verschärft die Probleme. Gering-
verdienende können kaum privat vorsorgen, während Bes-
serverdienende staatlich geförderte Vorsorgemodelle voll 
ausschöpfen können (  Mythos 8).

Um von der ungerechten Finanzierung der Rente abzulenken, 
wird der Fokus auf die (erfreulicherweise steigende) Lebens-
erwartung gelenkt, wobei mitunter mit völlig absurden Zahlen 
hantiert wird. Wer 100 Jahre alt werde, könne nicht mit Mitte 60 
in Rente gehen, so der CDU-Politiker Jens Spahn.24 Fakt ist: Nur 
0,02 Prozent der Bevölkerung sind 100 Jahre alt. Die Lebens-
erwartung liegt, statistisch betrachtet, bei 80 Jahren.25 Kurz: 
Spahns Behauptung ist schlicht Demagogie. 

Dabei gibt es zahlreiche Möglichkeiten, die Renten langfristig 
zu sichern. Viele davon werden zurzeit diskutiert. So zu tun, als 
gäbe es keine Alternative zur Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters, ist Propaganda.

Die Ausweitung der Beitragspflicht auf alle Erwerbstäti-
gen gilt in der Sozialpolitik als ein Hebel zur Stabilisierung der 
Rentenkassen. Die Linke zum Beispiel fordert den Ausbau der 
Rentenversicherung zu einer «Solidarischen Erwerbstätigen-
versicherung», in die alle Erwerbstätigen (inklusive Selbststän-
dige, Beamt*innen und Abgeordnete) prozentual den gleichen 
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Anteil ihres Verdienstes einzahlen. Weiter fordert die Partei die 
vollständige Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze. 
Diese liegt derzeit bei 8.450 Euro brutto. Das bedeutet, dass 
Monatseinkommen, die über 8.450 Euro liegen, also hohe und 
sehr hohe Einkommen, nicht zur Finanzierung der Rentenversi-
cherung herangezogen werden. 

Nach den Vorstellungen der Linken sollen im gleichen Zuge 
die Rentenauszahlungen nach oben gedeckelt oder abgeflacht 
werden. Höhere Rentenansprüche aus überdurchschnittlichen 
Einkommen sollen dadurch nicht mehr unbegrenzt im gleichen 
Maß mitwachsen. Auf diese Weise soll mit der umlagefinan-
zierten Rente eine soziale Rückverteilung von oben nach unten 
erfolgen. 

Nicht nur die Linke fordert eine Ausweitung der Beitragspflicht 
auf alle Erwerbstätigen, sondern auch Gewerkschaften und So-
zialverbände. Auch die Rentenkommission bringt das ins Spiel. 
Uneinigkeit besteht – abhängig davon, wer welche Klientel im 
Blick hat – bei den Beamt*innen. 

Dabei unterscheiden sich Beamtenpensionen und Renten 
grundlegend. Erstens werden Beamtenpensionen direkt aus 
Steuergeldern finanziert, während die gesetzliche Rente ein 
umlagefinanziertes System ist, das von Arbeitnehmenden 
und Arbeitgebenden finanziert wird. Zweitens fallen Pensio-
nen meist deutlich höher aus. Das durchschnittliche Ruhege-
halt von Beamt*innen lag im Jahr 2023 bei 3.240 Euro brutto 
im Monat. Die durchschnittliche Rente von Männern betrug 
2024 hingegen 1.405 Euro und von Frauen 955 Euro. Nach 
40 Dienstjahren erhält ein*e Beamte*r 71,75 Prozent des Ge-
halts als Rente, berechnet aus den letzten zwei Monatsgehäl-
tern vor dem Ruhestand. Die Rente beträgt demgegenüber nur 
48 Prozent, ermittelt aus den Beitragszahlungen des gesamten 
Erwerbslebens – einschließlich der Zeiten mit niedrigem Ein-
kommen. Drittens liegt die Durchschnittsrente deutlich unter 
der «amtsunabhängigen Mindestversorgung» von 1.866 Eu-
ro brutto im Monat (2022), auf die Beamt*innen einen gesetz-
lichen Anspruch haben. Rentenbeziehende haben keinen An-
spruch auf eine Mindestrente.
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Zur gerechten Finanzierung der Rente fordern Gewerkschaften 
und Sozialverbände eine stärkere Besteuerung von Kapitaler-
trägen, hohen Einkommen und Erbschaften sowie die Wieder-
einführung der Vermögensteuer. 

Der DGB fordert eine verpflichtende betriebliche Altersvor-
sorge in Höhe von zwei Prozent des Bruttolohns. Diese Alters-
versorgung soll zusätzlich zu der gesetzlichen Rente sein und 
von der Arbeitgeberseite zumindest mitfinanziert werden.

Niedrige Löhne und Minijobs reißen ein großes Loch in die 
Rentenkasse. Deswegen ist zur Finanzierung der Rente die Re-
gulierung des Niedriglohnsektors dringend geboten. Das 
bedeutet: Erhöhung des Mindestlohns und Reduzierung von 
prekärer Arbeit wie Minijobs. Denn gute Löhne führen zu hö-
heren Sozialabgaben in die Rentenkasse und bedeuten für den 
Einzelnen eine auskömmliche Rente. 

Deutschland investiert im Vergleich zu anderen Staaten, die der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) angehören, wenig in Bildung. Eine gute Ausbil-
dung ist aber die Voraussetzung für eine gute Arbeit mit einem 
auskömmlichen Verdienst. Um allen eine gute Erwerbstätigkeit 
zu ermöglichen, ist es notwendig, mehr in Schulen und beglei-
tende Sozialarbeit zu investieren und die Betriebe zur Ausbil-
dung zu verpflichten. 

Nicht zuletzt müssen die Rahmenbedingungen für Sorge
arbeit  dringend verbessert werden. Insbesondere Frauen ar-
beiten häufig in Teilzeit, weil sie Kinder betreuen oder Angehö-
rige pflegen. Wir brauchen mehr und kostenfreie Kitas und eine 
bessere Unterstützung pflegender Angehöriger. 

Fazit 
Die Erhöhung des Renteneintrittsalters ist nicht – wie behaup-
tet – alternativlos. Es gibt andere, gerechtere Möglichkeiten, die 
Rente zu sichern: die Ausweitung der Beitragspflicht auf alle Er-
werbstätigen, eine stärkere Besteuerung hoher Einkommen und 
Vermögen sowie perspektivisch die Regulierung des Niedrig-
lohnsektors, um nur die wichtigsten Stellschrauben zu nennen. 
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Fakt ist: In Deutschland wird viel und lang gearbeitet. Das muss 
auch bei den Rentner*innen ankommen. Noch länger zu arbei-
ten bedeutet Rentenkürzung und geht in erster Linie zulasten 
derer, die sich bereits am unteren Ende der Reichtumspyrami-
de befinden. Die Vorsitzende des Sozialverbands Deutschland 
(SoVD), Michaela Engelmeier, fasst es treffend zusammen: «Die 
Rente wird nicht gerechter, wenn Menschen länger arbeiten 
müssen – sie wird gerechter, wenn alle fair zu ihrer Finanzierung 
beitragen.»26
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7 

«DIE KAPITALRENTE KANN DAS SYSTEM 
RETTEN»

«Kapitalrente bringt 770 Euro extra pro Monat» 
Bild-Zeitung, 23.6.202627

Wie wird argumentiert? 
Auf den Kapitalmärkten seien höhere Erträge zu erwirtschaf-
ten als durch die Beitragszahlungen in die gesetzliche Renten-
versicherung. In Schweden und anderen Ländern habe die Ein-
führung einer Kapitalrente Erfolge gezeigt. Daraus solle man in 
Deutschland für das hiesige Rentensystem lernen. Laut Ren-
tenkommissionsmitglied Tabea Bucher-Koenen könne ein so-
genannter Eckrentner im Mittel nach 20 Jahren Ansparzeit-
raum in der Kapitalrente auf 150 Euro mehr Rente monatlich 
kommen, nach 45 Jahren sogar auf über 770 Euro mehr.28 

Die Rentenkommission der Regierung schlägt die «Stärkung 
kapitalgedeckter Elemente in der Alterssicherung» vor. Sie 
«empfiehlt die Einführung einer obligatorisch kapitalgedeckten 
Renten-Komponente im Rahmen der GRV (gesetzliche Kapital-
rente). Dazu sollen individuelle Kapitalkonten für die Beitrags-
zahlenden eingerichtet werden. Empfohlen wird ein paritätisch 
finanzierter zusätzlicher Beitragssatz von zwei Prozent. Die Bei-
träge sollen nach schwedischem Vorbild zentral verwaltet und 
am Kapitalmarkt angelegt werden.»29 Die Kapitalrente solle da-
zu beitragen, dass längerfristig das Rentenniveau wieder spür-
bar steige.

Teilweise wird die Kapitalrente regelrecht angepriesen. Die 
Süddeutsche Zeitung schwärmt von den «Traumrenditen» in 
Schweden, wo man «von der weltweiten Wachstumskraft 
des Kapitalismus» profitiere. Eine heute 22-Jährige, die dann 
45 Jahre lang durchschnittlich verdient habe, bekomme da-
durch 777 Euro mehr als bisher. So komme man «wahnsinnig 
bequem», also quasi im «Schlaf zum Vermögen», da «vertrau-
enswürdige Profis» seriös investieren würden. Und mehr noch: 
Die Kapitalrente helfe «vor allem Menschen mit niedrigen Ein-
kommen», die dank der Kapitalrente bald zu Aktionär*innen 
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werden würden.30 «Das fördert die soziale Teilhabe, damit auch 
die Ärmsten endlich vom Kapitalmarkt profitieren», so die neoli-
berale Ökonomin Bucher-Koenen vom ZEW-Institut.31

Was ist dran?
Wichtig zu wissen: Nicht jede*r Rentner*in bekommt «770 Eu-
ro extra». Diese Berechnung beruht auf dem «Eckrentner», das 
heißt einer fiktiven Person, die 45 Jahre lang durchgehend Voll-
zeit gearbeitet und jedes Jahr den Durchschnittslohn erhalten 
hat.

Kritiker*innen sagen: «Traumrenditen» werden von Finanzdienst
leister*innen und Versicherungen zwar regelmäßig versprochen, 
aber selten auch wirklich erzielt. Die tatsächlichen Erträge und 
der Wert des angelegten Kapitals sind abhängig von der Ent-
wicklung der Märkte für Finanzprodukte. Das Risiko am Kapital-
markt ist hoch. Man kann schlimmstenfalls auch viel verlieren.

Wenn es um eine aus Kapitalerträgen finanzierte Rente geht, 
ist die entscheidende Frage, wer für die eventuellen Verluste 
aufkommt. Übernimmt die Politik die Verantwortung oder blei-
ben die Risiken bei den Versicherten? Befürworter*innen der 
Kapitalrente argumentieren, dass jede grundsätzliche Risiko-
begrenzung die Rendite schmälere. Wichtiger sei vielmehr die 
breite Anlagestreuung. Dadurch könnten Verluste in einzelnen 
Branchen mit Gewinnen in anderen ausgeglichen werden. Al-
lerdings arbeitet gerade die Finanzbranche in ihren Prognosen 
häufig mit sehr optimistischen Annahmen. Es lässt sich aber 
nicht vorhersehen, ob hohe Renditen sich bei weltweit altern-
den Gesellschaften und geringeren Wachstumsraten über die 
nächsten 50 Jahre aufrechterhalten lassen.

Die Kapitalrente ist keine Lösung für das aktuelle Demografie-
problem. Die Frage, wie die Finanzierung der Rente gesichert 
wird, ist nicht durch eine Verschiebung vom Umlageverfahren 
zur kapitalgedeckten Rente zu lösen. Außerdem dauert es min-
destens ein Jahrzehnt, bis ausreichend Kapital aufgebaut ist. 
Unsicher bleibt, wie hoch die Erträge dann ausfallen werden 
bzw. ob sie überhaupt erzielt werden können.
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«Der jetzt gewählte Weg bedeutet, dass in den kommenden 
Jahrzehnten Erwerbstätige zunächst doppelt bezahlen müs-
sen – einmal für die Rente der Älteren und einmal zum Auf-
bau des Kapitalstocks», so Professor Sebastian Dullien von der 
Hans-Böckler-Stiftung. Die Aktienrente werde keine deutlichen 
Entlastungen für das System der gesetzlichen Rente bewirken, 
so der Ökonom.32

Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist die Einführung einer Kapi-
talrente ein höchst fragwürdiges Unterfangen. Den Vorschlä-
gen der Rentenkommission zufolge sollen die Rentenbeiträge 
zur Finanzierung der Kapitalrente um zwei Prozentpunkte er-
höht werden. Würde dieselbe Erhöhung des Beitragssatzes zur 
Steigerung bzw. Konsolidierung des Rentenniveaus eingesetzt 
werden, würde sich die Kaufkraft der Rentner*innen erhöhen, 
sodass das zusätzliche Geld zeitnah zurück in den Wirtschafts-
kreislauf fließen würde. Wird das zusätzliche Geld stattdessen 
über Jahrzehnte an internationalen Kapitalmärkten angelegt, 
ist es der Nachfrage zunächst entzogen. 

Einfach gesagt: Die meisten Rentner*innen haben gar keine 
Wahl, als ihre Rente sofort aufzubrauchen, das heißt, das Geld 
auszugeben. Bleibt das Rentenniveau gleich, bleiben auch ih-
re Ausgaben gleich, sodass die Nachfrage stagniert. Sinkt das 
Rentenniveau, können Rentenbeziehende weniger konsumie-
ren, was sich dämpfend auf die Wirtschaft auswirkt. «Das ist 
besonders problematisch, weil die deutsche Wirtschaft derzeit 
entscheidend auf die Binnennachfrage angewiesen ist», urteilt 
Sebastian Dullien von der Hans-Böckler-Stiftung.33 

Das Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK) und das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut 
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung haben berechnet, dass die ge-
plante Kapitalrente bis Anfang der 2030er-Jahre rund ein Pro-
zent Wirtschaftswachstum kosten und bis zu 250.000 Arbeits-
plätze gefährden könnte. 

Der folgende Vergleich verdeutlicht die Vorteile der umlagefi-
nanzierten Rente gegenüber der Kapitalrente in Bezug auf die 
Faktoren Kosten, Transparenz und Risiko. 
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Kosten: Die Verwaltungskosten der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in Deutschland liegen bei äußerst niedrigen 1,2 bis 
1,4 Prozent der Gesamtausgaben. Demgegenüber kritisieren 
Verbraucherschützer*innen immer wieder die hohen Kosten 
der sogenannten Riester-Rente:34 Sie betragen bis zu 25 Pro-
zent und liegen damit um ein Vielfaches höher als die Kosten 
der Deutschen Rentenversicherung. Die versprochenen Ren-
diten der Riester-Rente werden durch die hohen und für die 
Verbraucher*innen nicht transparenten Kosten aufgefressen. 
Die Deutsche Rentenversicherung ist im Gegensatz zu privaten 
Finanzdienstleistern ein Non-Profit-Unternehmen, an der keine 
Bank mitverdient. 

Transparenz: Die gesetzliche Rentenversicherung wird poli-
tisch kontrolliert. Bei Kapitalanlagen wird das angesparte Kapi-
tal in die Hände von Fondmanager*innen gegeben. Ob es sich 
dabei immer um «vertrauenswürdige Profis» handelt, ist durch-
aus fraglich. In jedem Fall lassen sie sich nur zu einem geringen 
Teil durch die Politik und gar nicht durch die Beitragszahlenden 
und Rentner*innen kontrollieren.

Risiko: Mit der gesetzlichen Rente macht man in der Regel 
«ein gutes Geschäft». Wer im Alter mindestens zwölf Jahre ei-
ne Rente bezieht, hat eine gute «Rendite». In Deutschland lag 
die durchschnittliche Rentenbezugsdauer 2023 für Männer bei 
18,8 Jahren und für Frauen bei 21,1 Jahren. Die Teilhabe an der 
Solidargemeinschaft im bestehenden Umlagesystem ist für Be-
schäftigte gut «investiertes» Geld.

Auf dem Kapitalmarkt kann man höhere Renditen erwirtschaf-
ten – man kann, muss aber nicht. Schwankende Börsenkurse 
können in Krisenzeiten auch zu Verlusten führen. Bei Investi-
tionen auf dem Finanzmarkt gehören diejenigen mit großem 
Finanzpolster, die eine Krise auch mal einige Jahre aussitzen 
können, eher zu den Gewinner*innen. Wer das nicht kann und 
eventuell in Zeiten von Finanzkrisen sein Angespartes einsetzen 
muss, geht hohe Risiken ein.

Die Altersvorsorge in Schweden wird oft als Positivbeispiel für 
die Kapitaldeckung genannt. Aber es gibt ernst zu nehmende 
Mängel: Wie nicht anders zu erwarten, unterliegen die Leistun-
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gen starken Börsenschwankungen. Zudem wird die Intrans-
parenz des Systems oft kritisiert. Die Hans-Böckler-Stiftung 
kommt bei einem Vergleich zwischen beiden Systemen zu dem 
Ergebnis: «Mit Blick auf die Leistungen spielen Schweden und 
Deutschland etwa in einer Liga.» Wie sich in der Vergangenheit 
gezeigt habe, könnten Schwankungen auf den Kapitalmärkten 
zu Einbußen bei Ansprüchen und Renten führen. Das deutsche 
Rentensystem wirke demgegenüber stabiler. Das schwedische 
Modell tauge daher kaum als Vorbild.

Aber wie werden eigentlich die versprochenen «Traumrendi-
ten» erzeugt? Während die umlagefinanzierte Rente dem So-
lidarprinzip folgt, unterliegt die kapitalgedeckte Rente der Pro-
fitlogik. Diejenigen, die ihre Altersvorsorge in Aktien anlegen, 
sind auf möglichst hohe Erträge angewiesen. 

Das bringt Beschäftigte in eine höchst widersprüchliche La-
ge: Als Lohnabhängige haben sie Interesse an einem hohen, 
zumindest auskömmlichen Gehalt. Gleichzeitig soll die Alters-
vorsorge in einem Aktienfonds angelegt werden, dessen Profit-
grundlage unter anderem auf möglichst geringen Lohnkosten 
beruht. Genauso kommen Mieter*innen in eine paradoxe Lage: 
Wird das Geld beispielsweise im Immobilien- und Wohnungs-
markt angelegt, profitiert die kapitalgedeckte Rente von stei-
genden Mieten, denn es soll ja Rendite erwirtschaftet werden. 

Absolut grotesk wird es, wenn Renditen aus der Rüstungsin-
dustrie die Altersvorsorge sichern sollen. Das ist gar nicht weit 
hergeholt, denn mittlerweile gelten auch Rüstungswerte wie 
Aktien von Rheinmetall oder Hensoldt als Voraussetzung für ei-
ne nachhaltige Entwicklung und sind deswegen auch in Nach-
haltigkeits-Fonds zugelassen.35 

Fazit
Als Werbung für die Kapitalrente werden völlig überhöhte Ren-
diten versprochen. Die Kapitalrente löst nicht die Herausforde-
rungen, die durch den demografischen Wandel in den nächs-
ten 15 bis 20 Jahren entstehen, weil sie erst danach Wirkung 
zeigen könnte. Sie ist keine Antwort auf die steigende Altersar-
mut, sondern verursacht hohe Kosten, ist riskant und intrans-
parent. Kurz gesagt: Die Kapitalrente ist kein geeignetes Mittel, 
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um die Rente und die Rentenbeiträge von Millionen Beitrags-
zahlenden zuverlässig zu sichern.

Der Abkehr vom bewährten Solidarprinzip liegt ein neolibera-
les Politikverständnis zugrunde, das alles der Profitlogik unter-
werfen will. Der Ko-Fraktionsvorsitzende der Linken im Bun-
destag, Sören Pellmann, kritisiert an der Kapitalrente, «dass die 
Höhe unserer Renten davon abhängig sein wird, dass Mieten, 
Pflegekosten und die Aktienkurse von Rüstungsunternehmen 
steigen.»36
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8 

«GUTES LEBEN IM ALTER GEHT NUR  
MIT PRIVATER VORSORGE»

«Ich würde mir sehr viel mehr Unterstützung  
von der Politik für die private Vorsorge wünschen, 
viel mehr staatliche Anreize für kapitalstockbasiertes 
Vorsorgen im Alter.» 
Dirk Schmitz, Blackrock-Investmentbanker, Dezember 202537

Wie wir argumentiert?
Die gesetzliche Rente allein reiche in vielen Fällen nicht aus, um 
den gewohnten Lebensstandard im Alter zu sichern. Um die da-
durch entstehende Versorgungslücke zu schließen, sei die pri-
vate Altersvorsorge wichtig. Damit könne finanzielle Sicherheit 
über die gesetzliche Rente hinaus gewährleistet werden. Die 
durch den demografischen Wandel zu erwartende Unsicher-
heit der gesetzlichen Rente mache eine private Vorsorge un-
umgänglich. Deswegen müsse die private Vorsorge staatlich 
gefördert werden.

Was ist dran? 
Es stimmt, dass viele Menschen wegen ihrer finanziellen Ab-
sicherung im Alter verunsichert sind. Aber als probates Mittel 
«staatliche Anreize für kapitalstockbasiertes Vorsorgen im Al-
ter» ins Spiel zu bringen, ist reines Marketing der Altersvorsor-
ge-Branche. Stellen wir uns vor, eine Politikerin würde fordern, 
dass angesichts der Sorge vieler Beschäftigter, ob ihr Gehalt 
für die hohen Mieten und gestiegenen Lebenshaltungskosten 
noch reicht, die Mieten zu deckeln und notfalls staatlich zu sub-
ventionieren. Man kann sich den Aufschrei der unternehmerna-
hen Lobby vorstellen. Hier fordert aber ein Investmentbanker 
unverhohlen die Subventionierung seiner Branche. 

Der Finanzbranche ist kaum ein Argument zu plump, um 
die Politik vor sich herzutreiben und um an das Ersparte von 
Bürger*innen heranzukommen. So macht sich etwa der Versi-
cherer Hannoversche die Angst vor Altersarmut zunutze, um 
Sparer*innen als Kund*innen zu gewinnen. «Altersarmut vor-
beugen», heißt es auf der Internetseite der Hannoverschen, 
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«das ist heute wichtiger denn je. Denn immer mehr Men-
schen in Deutschland, vor allem Frauen und Geringverdienen-
de, erhalten im Ruhestand nur eine geringe Rente und sind auf 
Grundsicherung angewiesen. Was tun gegen Altersarmut? Wer 
frühzeitig vorsorgt und gezielte Maßnahmen ergreift, kann spä-
ter finanziell abgesichert leben.» Aber mit welchem Geld sollen 
Geringverdiener*innen, die nicht auf ein Vermögen zurückgrei-
fen können – «frühzeitig» und «gezielt» vorsorgen?

Trotzdem suggeriert die Hannoversche, es sei nur eine Frage 
des entschlossenen Handelns jedes einzelnen Menschen, für 
finanzielle Sicherheit im Alter zu sorgen: «Es gibt zahlreiche 
Maßnahmen gegen Altersarmut, mit denen Sie sich heute auf 
eine finanziell stabile Zukunft vorbereiten können. Wer recht-
zeitig handelt, kann Altersarmut vermeiden – unabhängig vom 
Einkommen. Ob durch frühe Vorsorge, kluge Sparstrategien, 
die Nutzung staatlicher Angebote oder eine persönliche Bera-
tung: Jeder Schritt zählt.» 

Ja, jeder Schritt zählt für die Finanzdienstleistungsunterneh-
men. Denn egal, welches Finanzprodukt sie verkaufen: Für sie 
selbst springt immer eine Rendite heraus. 

Wieso subventioniert dann der Staat aber die private Vorsor-
ge? Als die Bundesregierung 2001 unter SPD-Kanzler Gerhard 
Schröder eine drastische Absenkung des Niveaus der gesetzli-
chen Rente beschloss, schuf sie zur Legitimation den Mythos, 
die Rente beruhe auf einem Drei-Säulen-Modell: Die erste Säu-
le sei die gesetzliche Rente, die zweite die betriebliche Alters-
vorsorge und die dritte Säule die private Altersvorsorge, eine 
individuelle Vorsorgemöglichkeit. Was sich in der Theorie stabil 
und schön anhören mag, ist für das untere Einkommensdrittel 
aber nicht umsetzbar: Viele Menschen können sich eine private 
Altersvorsorge nicht leisten. Nur die Hälfte der sozialversichert 
Beschäftigten verfügt über Anwartschaften auf eine betriebli-
che Altersvorsorge. In schlecht zahlenden Branchen wie dem 
Reinigungsgewerbe oder der Gastronomie gibt es selten eine 
betriebliche Altersvorsorge.38
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Um die Lücke in der Altersvorsorge zu schließen, sollen Arbeit
nehmer*innen freiwillig in Finanzprodukte wie die Riester-
Rente investieren. Die Beiträge werden mit steuerfinanzierten 
Zulagen subventioniert. Die Riester-Rente steht seit Jahren in 
der Kritik, weil hohe Abschluss- und Verwaltungskosten die 
Rendite erheblich schmälern. Studien zeigen, dass zwei Drit-
tel der Riester-Verträge nicht einmal die Inflation ausgleichen. 
Sparer*innen müssen teilweise 96 bis 99 Jahre alt werden, um 
ihr eingezahltes Kapital inflationsbereinigt zurückzuerhalten.39

Kürzlich wurde eine Reform der Riester-Rente verabschiedet, 
die ab 2027 in Kraft tritt. Sparenden, die Verträge auf Basis ei-
nes staatlich organisierten Standardprodukts in Form eines Al-
tersvorsorgedepots abschließen, darf dann nur noch ein Pro-
zent Kosten berechnet werden. Gleichzeitig entfällt allerdings 
eine wichtige Sicherheit: Bislang garantierte der Staat bei der 
Riester-Rente die Auszahlung von (mindestens) 100 Prozent 
der eingezahlten Beträge. Diese Garantie entfällt jetzt. Begrün-
det wird dieser Wegfall damit, dass die Risikobeschränkung die 
Rendite schmälere. Sparer*innen können auf dem Aktienmarkt 
im schlimmsten Fall nun also ihr gesamtes angelegtes Kapital 
verlieren. Die Verbraucherzentrale geht davon aus, dass durch 
die Reform der Riester-Rente eine neue Verkaufswelle anrol-
len wird. Sie mahnt die Verbraucher*innen, kritisch zu sein und 
sich von Anbietern, die auf Provisionsbasis arbeiten, nicht unter 
Druck setzen zu lassen.40

Jede Verschiebung von der gesetzlichen Rente hin zur priva-
ten Vorsorge ist eine Milliardensubvention der privaten Versi-
cherungswirtschaft und ein Sparprogramm für Unternehmen, 
die zu Versicherungsverträgen wie der Riester-Rente nichts bei-
steuern müssen. 

Zum Konjunkturprogramm der Versicherungen und Finanz-
dienstleistungsunternehmen gehört auch die sogenannte 
Frühstartrente. Während nahezu überall gespart wird, wurde 
im August 2026 eine Milliarde Euro aus dem Bundeshaushalt 
bereitgestellt, um einen Anreiz für den Einstieg in die private 
Vorsorge ab dem Kindesalter zu schaffen. Den Versicherungs-
konzernen winken mit einem Schlag rund acht Millionen neue 
Verträge.
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Die Lobby der Finanzbranche wirbt für ihre Produkte mit hohen 
Renditen, aber diese sind nur durch risikoreiche Anlagen zu ver-
wirklichen. In Deutschland kann man sein Vermögen so risiko-
reich anlegen, wie man möchte, aber die staatlich geförderte 
Altersvorsorge ist reguliert. Und das ist gut so, wie ein Blick auf 
Missbrauch und Fehlberatung zeigt, die in der Vergangenheit 
Menschen in den USA und Großbritannien schon um ihre ge-
samte Altersvorsorge gebracht haben.

Der Beinahe-Zusammenbruch der traditionsreichen britischen 
Lebensversicherungsgesellschaft Equitable Life vernichtete im 
Jahr 2000 die Altersvorsorge von Tausenden von Versicherten. 
Jahrelang garantierte Renten mussten drastisch gekürzt wer-
den, da das Unternehmen sich durch Fehlkalkulationen bei 
den Zinsversprechen und mangelnde Kontrolle in eine massive 
Schieflage gebracht hatte.

2017 verloren Tausende durch das British-Steel-Debakel ei-
nen Großteil ihrer Ersparnisse für den Ruhestand. Im Zuge von 
Umstrukturierungen wurden rund 130.000 Stahlarbeiter sys-
tematisch und teils irreführend dazu gedrängt, ihre sicheren, 
garantierten Betriebsrenten aufzugeben und ihr Erspartes in 
hochriskante Anlageprodukte zu transferieren. 

Das US-amerikanische Altersvorsorgesystem beruht in erster 
Linie auf eigenen Investitionen in den Aktienmarkt, die in steu-
erbegünstigten Konten (wie dem 401(k)-Plan) angelegt werden. 
Das führt dazu, dass Millionen Amerikaner*innen in Krisenzei-
ten drastische Wertverluste erleiden. Aufgrund des weltweiten 
Börsencrashs infolge der Immobilienkrise 2008/09 verloren pri-
vate und öffentliche Pensionsfonds in den USA rund zwei Billi-
onen US-Dollar. Die Altersguthaben vieler Arbeitnehmer*innen 
wurden dadurch kurzfristig massiv entwertet. Auch wenn Kurs-
einbrüche auf lange Sicht meist ausgeglichen werden können, 
trifft ein Börseneinbruch Anleger*innen ohne großes Finanz-
polster hart; vor allem dann, wenn sie nach einem Crash auf 
Auszahlungen angewiesen sind. 

Donald Trump will das Risiko bei der privaten Altersvorsorge 
noch erhöhen: Der US-Präsident hat den ersten Schritt getan, 
um das System der privaten Altersvorsorge in den USA, in dem 
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Billionen US-Dollar stecken, für riskantere Anlagen wie Private 
Equity, Kryptowährungen und Immobilien zu öffnen. 

Fazit
Private Vorsorge ist kein Mittel, um die breite Bevölkerung im 
Alter abzusichern, schon gar nicht gegen Altersarmut. Priva-
te Vorsorge ist gut für jene, die über genügend Geld verfügen, 
um sich diese leisten zu können. Ein Sozialstaat sollte hinge-
gen die Steuereinnahmen dafür nutzen, die sozialen Systeme 
zu sichern, statt die Finanzbranche damit zu subventionieren – 
mit zweifelhaftem Nutzen für die Anlegenden. Private Vorsorge 
darf nicht staatlich gefördert werden. Alle Riester-Sparer*innen 
sollten das gesetzliche Recht erhalten, das bisher angesparte 
Kapital (Beiträge, staatliche Zuschüsse und Zinsen) als Einmal-
zahlung in die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversiche-
rung auf das eigene persönliche Rentenkonto zu übertragen.

Das Ziel von Finanzdienstleistungskonzernen wie BlackRock ist 
es, eine Verschiebung von der umlagefinanzierten gesetzlichen 
Rentenversicherung hin zu einer privaten Vorsorge zu bewir-
ken. Denn nur an der privaten Vorsorge verdienen BlackRock 
und Co. Ob alte oder neue Riester-Rente oder die Frühstart-
rente: Alles verspricht Milliardengeschäfte. Die Risiken tragen 
die Sparer*innen. 

Hinter der Angstmache, die gesetzliche Rente sei am Ende, 
stecken in Wirklichkeit selten besorgte Politiker*innen oder 
Journalist*innen, sondern in aller Regel Lobbyist*innen der Ver-
sicherungsbranche. Sie entwickeln Narrative, die einzig dazu 
dienen, der Branche noch mehr Gewinn zu verschaffen. 

Allen Mythen zum Trotz: Die umlagefinanzierte Rente hat sich 
bewährt. Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung vertraut 
darauf. Wir sollten sie verteidigen und ausbauen.



50

Anmerkungen

1	 �Merz, Friedrich: Den Sozialstaat zukunftsfähig machen. Rede von Bundeskanzler Merz beim 
23. Bundeskongresses des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 12.5.2026, www.bundesregierung.
de/breg-de/aktuelles/kanzler-merz-rede-dgb-2430032.

2	� Friedrich Merz zit. n. seiner Rede auf dem CDU-Landesparteitag in Nordrhein-Westfalen, 30.8.2025, 
www.tagesschau.de/inland/merz-fordert-einsparungen-sozialsystem-100.html.

3	� Deutschlandfunk: Ist die Rente sicher?, 22.4.2026, www.deutschlandfunk.de/rente-
basisabsicherung-merz-altersvorsorge-100.html.

4	� Zur sogenannten Teufel-Tabelle vgl. Aktion demokratische Gemeinschaft e. V.: Jährliche 
versicherungsfremde Leistungen seit 1957 – Teufel-Tabelle, 17.7.2026, ADG_E025_2307_Jaehrliche_
versichfremde_Leistungen_seit_1957_TeufelTabelle 28072023.pdf.

5	� MDR: Grimm drängt auf echte Reformen bei der Rente, 27.8.2025, www.mdr.de/nachrichten/
deutschland/wirtschaft/grimm-rente-forderung-kuerzungen-sozialleistungen-100.html.

6	� Marcel Fratzscher zit. n. Die Zeit: Vorschlag für Rentner-Pflichtjahr stößt auf scharfe Kritik, 22.8.2025, 
www.zeit.de/wirtschaft/2025-08/soziales-pflichtjahr-rentner-marcel-fratzscher-boomer-kritik.

7	� Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sarah Vollath,  
und weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke, Drucksache 21/6516, 15.6.2026,  
https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106516.pdf.

8	� Bernd Raffelhüschen zit. n. Petersohn, Hannah: Raffelhüschen: «Generationengerechtigkeit liegt bei 
Null», Focus Online, 23.6.2026, www.focus.de/finanzen/raffelhueschen-die-last-der-rente-tragen-
die-jungen_322eb099-9aa7-4449-8c65-a0b0eb84b222.html.

9	� Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Alterssicherungsbericht 2024. Ergänzender Bericht  
der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 2024 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI,  
www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/alterssicherungsbericht-2024.pdf?__
blob=publicationFile&v=3, S. 86.

10	� Deutsche Rentenversicherung: Jahresbericht 2024 – in Zahlen, o. D.,  
https://jahresbericht.deutsche-rentenversicherung.de/artikel/in-zahlen-2024.

11	� DGB: Empfehlungen der DGB-Rentenkommission für ein zukunftsfähiges und tragfähiges 
Alterssicherungssystem für alle Generationen, Juni 2026, www.dgb.de/fileadmin/download_center/
Uploads/260626_DGB-Rentenkommission-Empfehlungen.pdf, S. 7.

12	� Bärbel Bas zit. n. «Reformvorschläge, die uns Mut machen», Pressekonferenz von Bundeskanzler 
Merz mit Bundesministerin Bas zur Übergabe des Berichts der Alterssicherungskommission, 
23.6.2026, www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-mit-kanzler-merz-bericht-
rentenkommission-2444532.

13	� CDU: Politikwechsel für sichere Renten, CDU-Internet-Auftritt, 22.1.2025, www.cdu.de/aktuelles/
cdu-deutschlands/politikwechsel-fuer-sichere-renten.

14	� SPD-Fraktion im Bundestag: Für Rentnerinnen und Rentner, SPD-Internet-Auftritt, 9.7.2025,  
www.spdfraktion.de/rente.

15	� Merz, Friedrich: Den Sozialstaat zukunftsfähig machen. Rede beim 23. Bundeskongress des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds, 12.5.2026, www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-
merz-rede-dgb-2430032.

16	� Niklas Potrafke zit. n. Gschoßmann, Christoph: Experte schlägt Alarm: Auch Rente mit 68 «wird nicht 
reichen», Frankfurter Rundschau, 18.2.2025, www.fr.de/wirtschaft/experte-schlaegt-alarm-auch-
rente-mit-68-wird-nicht-reichen-93578585.html.

17	� Vgl. Tagesschau: «Wir müssen mehr und länger arbeiten», 26.7.2025, www.tagesschau.de/inland/
innenpolitik/reiche-forderung-lebensarbeitszeit-100.html.

18	� Tagesschau: Späte Rente – früherer Tod?, 16.5.2023, www.tagesschau.de/wissen/gesundheit/rente-
sterberisiko-100.html.

19	� Ver.di: ver.di-Chef Werneke zur Rentenkommission: Lebensleistung der Menschen nicht abwerten – 
Altersarmut in den Blick nehmen, Pressemitteilung, 23.6.2026, www.verdi.de/presse/
pressemitteilungen/verdi-chef-werneke-zur-rentenkommission-lebensleistung-menschen-nicht-
abwerten-altersarmut-den-blick.

20	� Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sarah Vollath,  
und weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke, Drucksache 21/6516, 15.6.2026,  
https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106516.pdf.

21	� Vgl. Tagesschau: Weniger Belastung der Rentenkasse erwartet, 12.5.2023,  
www.tagesschau.de/inland/rentenversicherung-demografie-100.html.

22	� Birkwald, Matthias: «Der demografische Wandel ist gestaltbar und keine Naturkatastrophe!  
Die Riester-Rente ist gescheitert!», Interview, Internet-Auftritt von Matthias Birkwald, 20.9.2022, 
www.matthias-w-birkwald.de/de/article/2392.der-demografische-wandel-ist-gestaltbar-und-keine-
naturkatastrophe-riester-rente.html.

23	� Blank, Florian: Rentenpolitik und Rentenreformen, Policy Brief WSI 06/2026, www.wsi.de/fpdf/HBS-
009409/p_wsi_pb_98_2026.pdf, S. 35.

http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-merz-rede-dgb-2430032
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-merz-rede-dgb-2430032
http://www.tagesschau.de/inland/merz-fordert-einsparungen-sozialsystem-100.html
http://www.deutschlandfunk.de/rente-basisabsicherung-merz-altersvorsorge-100.html
http://www.deutschlandfunk.de/rente-basisabsicherung-merz-altersvorsorge-100.html
https://www.adg-ev.de/phocadownload/Publikatione/2023/ADG_E025_2307_Jaehrliche_versichfremde_Leistungen_seit_1957_TeufelTabelle%2028072023.pdf
https://www.adg-ev.de/phocadownload/Publikatione/2023/ADG_E025_2307_Jaehrliche_versichfremde_Leistungen_seit_1957_TeufelTabelle%2028072023.pdf
http://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/grimm-rente-forderung-kuerzungen-sozialleistungen-100.html
http://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/grimm-rente-forderung-kuerzungen-sozialleistungen-100.html
http://www.zeit.de/wirtschaft/2025-08/soziales-pflichtjahr-rentner-marcel-fratzscher-boomer-kritik
https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106516.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106516.pdf
http://www.focus.de/finanzen/raffelhueschen-die-last-der-rente-tragen-die-jungen_322eb099-9aa7-4449-8c65-a0b0eb84b222.html
http://www.focus.de/finanzen/raffelhueschen-die-last-der-rente-tragen-die-jungen_322eb099-9aa7-4449-8c65-a0b0eb84b222.html
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/alterssicherungsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/alterssicherungsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://jahresbericht.deutsche-rentenversicherung.de/artikel/in-zahlen-2024
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Uploads/260626_DGB-Rentenkommission-Empfehlungen.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Uploads/260626_DGB-Rentenkommission-Empfehlungen.pdf
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-mit-kanzler-merz-bericht-rentenkommission-2444532
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-mit-kanzler-merz-bericht-rentenkommission-2444532
http://www.cdu.de/aktuelles/cdu-deutschlands/politikwechsel-fuer-sichere-renten
http://www.cdu.de/aktuelles/cdu-deutschlands/politikwechsel-fuer-sichere-renten
http://www.spdfraktion.de/rente
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-merz-rede-dgb-2430032
http://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kanzler-merz-rede-dgb-2430032
http://www.fr.de/wirtschaft/experte-schlaegt-alarm-auch-rente-mit-68-wird-nicht-reichen-93578585.html
http://www.fr.de/wirtschaft/experte-schlaegt-alarm-auch-rente-mit-68-wird-nicht-reichen-93578585.html
http://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/reiche-forderung-lebensarbeitszeit-100.html
http://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/reiche-forderung-lebensarbeitszeit-100.html
http://www.tagesschau.de/wissen/gesundheit/rente-sterberisiko-100.html
http://www.tagesschau.de/wissen/gesundheit/rente-sterberisiko-100.html
http://Ver.di:
http://ver.di
http://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/verdi-chef-werneke-zur-rentenkommission-lebensleistung-menschen-nicht-abwerten-altersarmut-den-blick
http://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/verdi-chef-werneke-zur-rentenkommission-lebensleistung-menschen-nicht-abwerten-altersarmut-den-blick
http://www.verdi.de/presse/pressemitteilungen/verdi-chef-werneke-zur-rentenkommission-lebensleistung-menschen-nicht-abwerten-altersarmut-den-blick
https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106516.pdf
http://www.tagesschau.de/inland/rentenversicherung-demografie-100.html
http://www.matthias-w-birkwald.de/de/article/2392.der-demografische-wandel-ist-gestaltbar-und-keine-naturkatastrophe-riester-rente.html
http://www.matthias-w-birkwald.de/de/article/2392.der-demografische-wandel-ist-gestaltbar-und-keine-naturkatastrophe-riester-rente.html
http://www.wsi.de/fpdf/HBS-009409/p_wsi_pb_98_2026.pdf
http://www.wsi.de/fpdf/HBS-009409/p_wsi_pb_98_2026.pdf


51

24	� ZDFheute: Jens Spahn will späteren Eintritt in die Rente, 13.2.2026, www.zdfheute.de/politik/
deutschland/jens-spahn-rente-alter-eintritt-wirtschaft-100.html.

25	� Statistisches Bundesamt: 17 900 mindestens Hundertjährige lebten Ende 2024 in Deutschland, 
Pressemitteilung, 29.9.2025, https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/09/
PD25_N052_12.html.

26	� Sozialverband Deutschland (SoVD): SoVD gegen Rentenkürzungen und höheres Eintrittsalter, 
23.6.2026, www.sovd.de/aktuelles/meldung/sovd-gegen-rentenkuerzungen-und-hoeheres-
eintrittsalter.

27	� Meyer, Hagen/Büttner, Marco: Kapitalrente bringt 770 Euro extra pro Monat, Bild, 23.6.2026,  
www.bild.de/politik/inland/rentenkommission-uebergibt-bericht-zur-rente-pressekonferenz-im-
kanzleramt-6a3a235584d1ec4a45f9972e.

28	� Tabea Bucher-Koenen zit. n. Der Spiegel: 770 Euro Extrarente pro Monat – so soll das neue 
Schweden-Modell funktionieren, 24.6.2026, www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/renten-reform-so-
soll-die-neue-schweden-rente-funktionieren-a-82c4a7e8-fe90-487b-9aca-fc3e8f3b7720.

29	� Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Rentenkommission 2026: 33 Empfehlungen zur 
Rentenreform, o. D., www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/
Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html.

30	� Brinkmann, Bastian: Wie in Schweden: So soll die Rente der Zukunft funktionieren,  
Süddeutsche Zeitung, 23.6.2026, https://archive.ph/8cU14.

31	� Tabea Bucher-Koenen zit. n. ebd.
32	� Hans-Böckler-Stiftung: Vorschläge der Rentenkommission bringen teilweise Risiken für 

Wirtschaftswachstum und sozialen Zusammenhalt, Pressemitteilung, 24.6.2026, www.boeckler.de/
de/pressemitteilungen-2675-vorschlage-der-rentenkommission-bringen-teilweise-risiken-77384.
htm.

33	� Ebd.
34	� Die Bezeichnung «Riester-Rente» geht auf den damaligen Bundesarbeitsminister Walter Riester 

(SPD) zurück, der diese Form der kapitalgedeckten privaten Vorsorge auf den Weg brachte.
35	� Mrowka, Martin: Kein Tabu: Allianz erlaubt Rüstungsaktien in Nachhaltigkeits-Fonds, Der Aktionär, 

2.4.2025, www.deraktionaer.de/artikel/aktien/kein-tabu-allianz-erlaubt-ruestungsaktien-in-
nachhaltigkeits-fonds-20377706.html.

36	� Sören Pellmann zit. n. Ziedler, Christopher: Rentenpläne stoßen auf großen Widerstand,  
Der Tagesspiegel, 22.6.2026, www.tagesspiegel.de/politik/nichts-davon-ist-akzeptabel-rentenplane-
stossen-auf-grossen-widerstand-15739198.html.

37	� Blackrock: Alter, was kommt da auf uns zu? Umfrage zur Altersvorsorge 2025, o. D.,  
www.blackrock.com/de/professionelle-anleger/wissenswertes/altersvorsorgestudie.

38	� Skubsch, Sabine: Umkämpfte Rente, LuXemburg Online, 7.5.2025 www.zeitschrift-luxemburg.de/
artikel/umkaempfte-rente.

39	� Czygan, Moritz/Langenberg, Britta: Leider teuer. Riester- und Rüruprenten: Wie hohe Kosten und 
schwache Renditeaussichten den Kundennutzen deckeln, hrsg. von der Bürgerbewegung 
Finanzwende e. V., Berlin 2026, www.finanzwende.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/
Studie-2026_Leider-teuer_Kundennutzen-bei-Riester-und-Rueruprenten.pdf.

40	� Neues Verbraucherzentrale e. V.: Altersvorsorgedepot: Renten-Chance oder teure Verkaufsfalle?, 
20.7.2026,www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/altersvorsorge/neues-
altersvorsorgedepot-rentenchance-oder-teure-verkaufsfalle-118178.

http://www.zdfheute.de/politik/deutschland/jens-spahn-rente-alter-eintritt-wirtschaft-100.html
http://www.zdfheute.de/politik/deutschland/jens-spahn-rente-alter-eintritt-wirtschaft-100.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/09/PD25_N052_12.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/09/PD25_N052_12.html
http://www.sovd.de/aktuelles/meldung/sovd-gegen-rentenkuerzungen-und-hoeheres-eintrittsalter
http://www.sovd.de/aktuelles/meldung/sovd-gegen-rentenkuerzungen-und-hoeheres-eintrittsalter
http://www.bild.de/politik/inland/rentenkommission-uebergibt-bericht-zur-rente-pressekonferenz-im-kanzleramt-6a3a235584d1ec4a45f9972e
http://www.bild.de/politik/inland/rentenkommission-uebergibt-bericht-zur-rente-pressekonferenz-im-kanzleramt-6a3a235584d1ec4a45f9972e
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/renten-reform-so-soll-die-neue-schweden-rente-funktionieren-a-82c4a7e8-fe90-487b-9aca-fc3e8f3b7720
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/renten-reform-so-soll-die-neue-schweden-rente-funktionieren-a-82c4a7e8-fe90-487b-9aca-fc3e8f3b7720
http://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html
http://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html
https://archive.ph/8cU14
http://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-vorschlage-der-rentenkommission-bringen-teilweise-risiken-77384.htm
http://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-vorschlage-der-rentenkommission-bringen-teilweise-risiken-77384.htm
http://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-vorschlage-der-rentenkommission-bringen-teilweise-risiken-77384.htm
http://www.deraktionaer.de/artikel/aktien/kein-tabu-allianz-erlaubt-ruestungsaktien-in-nachhaltigkeits-fonds-20377706.html
http://www.deraktionaer.de/artikel/aktien/kein-tabu-allianz-erlaubt-ruestungsaktien-in-nachhaltigkeits-fonds-20377706.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/nichts-davon-ist-akzeptabel-rentenplane-stossen-auf-grossen-widerstand-15739198.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/nichts-davon-ist-akzeptabel-rentenplane-stossen-auf-grossen-widerstand-15739198.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/nichts-davon-ist-akzeptabel-rentenplane-stossen-auf-grossen-widerstand-15739198.html
http://www.blackrock.com/de/professionelle-anleger/wissenswertes/altersvorsorgestudie
http://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/umkaempfte-rente
http://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/umkaempfte-rente
http://www.finanzwende.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Studie-2026_Leider-teuer_Kundennutzen-bei-Riester-und-Rueruprenten.pdf
http://www.finanzwende.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Studie-2026_Leider-teuer_Kundennutzen-bei-Riester-und-Rueruprenten.pdf
http://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/altersvorsorge/neues-altersvorsorgedepot-rentenchance-oder-teure-verkaufsfalle-118178
http://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/altersvorsorge/neues-altersvorsorgedepot-rentenchance-oder-teure-verkaufsfalle-118178


Impressum
luxemburg argumente Nr. 32 
wird herausgegeben von der Rosa-Luxemburg-Stiftung
V. i. S. d. P.: Albert Scharenberg
Straße der Pariser Kommune 8A · 10243 Berlin · www.rosalux.de
ISSN 2193-5831 · Redaktionsschluss: September 2026
Autorin: Sabine Skubsch
Illustrationen: Johanna Gehring
Lektorat: TEXT-ARBEIT, Berlin
Satz/Herstellung: MediaService GmbH Druck und Kommunikation
Gedruckt auf Circleoffset Premium White, 100 % Recycling

Diese Publikation ist Teil der Öffentlichkeitsarbeit der Rosa-Luxemburg-Stiftung.  
Sie wird kostenlos abgegeben und darf nicht zu Wahlkampfzwecken  
verwendet werden.

http://www.rosalux.de


Stephan Kaufmann
GELD ALLEIN MACHT
NICHT GLÜCKLICH!
Mythen und Irrtümer
zum Reichtum
luxemburg argumente Nr. 22
2. Auflage 
Dezember 2023
36 Seiten 
ISSN 2193-5831

Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/51425

WEITERE  
VERÖFFENTLICHUNGEN

Nadja Rakowitz
MEHR PATIENT –
WENIGER FALLPAUSCHALE
Mythen und Fakten
zum Krankenhauswesen
luxemburg argumente Nr. 19 
2., vollständig überarbeitete Auflage�  
Oktober 2024
40 Seiten 
ISSN 2193-5831

Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/52557

http://www.rosalux.de/publikation/id/51425
http://www.rosalux.de/publikation/id/52557



	_Hlk233733106
	_Hlk233733144
	_Hlk233877780
	_Hlk236298597
	_Hlk237692287
	_Hlk233622695
	_Hlk234839501
	_Hlk233733471
	_Hlk233875976
	_Hlk234061659
	_Hlk233735339
	_Hlk236298705
	_Hlk234134760
	_Hlk236299946
	_Hlk234566757
	_Hlk234580400
	_Hlk234063138
	_Hlk234134215
	_Hlk236300043
	_Hlk233977350
	_Hlk234920471
	_Hlk234065251
	_Hlk234062187
	_Hlk236300923
	_Hlk234656591
	_Hlk234063290
	_Hlk234063389
	_Hlk237713141
	_Hlk234063426
	_Hlk234063595
	_Hlk234063510
	_Hlk233793088
	_Hlk236302927
	_Hlk234761967
	_Hlk234762078
	1 
	«Die Kosten der gesetzlichen Rente explodieren»
	2 
	«Das Rentensystem wird immer stärker aus dem Bundeshaushalt subventioniert» 
	3 
	«Die Jungen zahlen nur noch für die Alten»
	4 
	«Renterner*innen sind heute so reich wie nie»
	5 
	«Die Vorschläge der Rentenkommission der Regierung sind sozial ausgewogen»
	6 
	«Wir müssen alle mehr und länger arbeiten»
	7 
	«Die Kapitalrente kann das System retten»
	8 
	«Gutes Leben im Alter geht nur mit privater Vorsorge»


